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Vorwärts zu neuen Erfolgen

im Kampf der Studenten an der Seite der Arbeiterklasse

mit einenn starken MSB Spartakus

jr demokratische und soziale Rechte, internationale Solidarität

und Sozialismus

Am 22. Februar wird der MSB SParta-
kus seinen 3. Bundeskongreß durchfüh-
ren. Dieser Kongreß wird Bilanz ziehen,
wie weit der MSB auf dem vom 2. Bun-
deskongreß beschlossenen'\ü'eg der mar-
xistischen Massenorganisation der Stu-
denten gekommen ist. Auf der Grund-
lage der neuer¡ Erfahrungen der Stu-
dentenbewegung und des MSB im ver-
gangenen Jahr wird er di'e Schlüssel-
fragen herausarbeiten, deren Lösung
zur noch wirksameren Durchführung
des Kurses des 2. Bundeskongresses
und der Verwirklicñung des Studenten-
aktionsprogramms erforderlich ist. Der
3. Bundeskongreß wird die wichtigsten
Aktionsziele der Studentenbewegung im
SS ?4 auf dem Feld der Hochschul-, In-
nen- und Außenpolitik herausarbeiten
sowie die Formen und Methoden, mit
denen sie erreicht werden können. Der
3. Bundeskongreß wird außerdem Neu-
wahlen der leitenden Verbandsorgane
durchführen. Der Vorsitzende des MSB

Christoph Strawe Steffen Lehndorff

SPARTAKUS, Genosse Christoph
Strawe, informierte den Bundesvor-
stand auf seiner 6. Tagung darüber, daß

er nicht erneut für den Vorsitz kandi-
dieren werde. Im Namen des Sekreta-
riats des Bundesvorstands informierte
er darüber, daß er dem auf dem Bun-

deskongreß neu zu wählenden Bundes-

vorstand vorschlagen werde, den Ge-

nossen Steffen Lehndorff zum

neuen Vorsitzenden'des MSB SPARTA-
KUS zu wáhlen. Die Kandidatur des

Genossen Lehndorff fand die einmütige
Zustimmung des Bundesvorstands.
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Die Regisseure heißen l)regger, Strauß und Kohl. Begleitet von einem breiten
Rascheln im Blätterwald der bürgerlichen Presse haben sie ihren neuen Groß-
angriff auf die Studentenbewegurrg nicht ohne Geschick begonnen. Der Ort ihres

neuen Vorstoßes heißt Frankfurt. Das Rezept heißt Provokation und stammt aus

der alten und bewährten Küche der Reaktionäre:

Man nehme einen als Bundestagskandidaten gescheiterten, wissenschaftlich
unqualifizierten untl selbst von seinen bürgerlichen Freunden belächelten Wirt-
schafts,,wissenschaftler" namens Engels. Man lasse ihn in den Vorlesungen und
Seminaren auftreten und die Arbeiterfortlerungen nach mehr Lohn und Mit-
trestimmung beschimpfen und versf¡otten. Man Iasse ihn aus der Bibel vorlesen,
um die Zweckmäßigkeit des Kapitalismus zu beweisen.

Und der erwartete Protest der Studenten ist da. Und wenn Dreggers Marionette
dann jede Diskussion verbietet und die Studenten, die freie Diskussion fordern,
mit Strafverfahren überschüttet, dann ist die geplante Konfrontation da.

Den Ort des Schauspiels hatte die Reaktion dramaturgisch geschickt gewählt.
Denn in Frankfurt werden Teile der Studententrewegung durch sektiererische
Gruppierungen verwirrt. Sie sind dem Angriff der Reaktion kaum gewachsen.

Denn sie führen keinen Massenkampf unter positiven Forderungen, durchbre-
chen nicht das Konzept der Reaktion:ire, die Studenten von der Bevölkerung zu

isolieren. Statt dessen versuchen sie, den von der Studentenschaft mit großer

Mehrheit beschlossenen Streik in Diskussionszirkel zu lenken, in denen über
viele wichtige Fragen diskutiert wird. Nur nicht darüber, wie die Studenten
den Kampf gegen die Reaktion aufzunehmen haben. So führen sie viele Studen-
ten in das Schneckenhaus sektiererischer Selbstbesinnung.

Regiegemäß tritt in diesem Augenblick der Sozialdemokrat Osswald auf die
Bühne der Reaktion. Kernig entgegnet er auf die Proteste der Studenten:,,Der
Staat muß Flagge zeigen". Und sagt auch gleich, was er damit meint: Ordnungs-
recht für alle Universitäten, verschärfte Kriminalisierung der Studenten durch
neue Strafanzeigen, Beschleunigung aller Strafverfahren gegen Studenten, Mo-
delle für die Auflösung von Fachschaften und Asten. Und l¡undesweit propagie-
ren die bürgerlichen Medien Osswalds Flagge des Staates als Rezept für den
Angriff auf die Studentenbewegung, als einleitendes Vorspiel für die Verabschie-
dung des Hochschulrahmengesetzes. Frankfurt soll das Ordnungsrecht und die
Kastrierung der Organe der verfaßten Studentenschaft bundesweit wieder
salonfähig machen. Schon ruft das Sprachrohr des Monopolkapitals in unserem
Lande, die FAZ, zum offenen Terror: ,,Je länger Regierungen und Parlamente
warten, desto kostspieliger, vielleicht auch blutiger wird später die verzögerte
Umkehr vor sich gehen müssen" (F'AZ, 16. 1., S. 1). Mit gleichen Worten übrigens
hat die reaktionäre Presse in Chile über Monate hinweg den Putsch der Faschi-
sten vorbereitet!

Atrer wir versichern den Reaktionären: I)ie Antwort auf diesen neuen Angriff
wird nicht nur in Frankfurt gegeben. I)ie erste Antwort haben sie bereits mit
dem Sternmarsch der 40 000 auf Bonn erhalten. I)enn er demonstriert, wie wir
solche Angriffe erfolgreich zurückschtragen. I)er Weg des Sternmarsches heißt:
Positive Forderungen aufzustellen, auf deren Grundlage die Mehrheit der Stu-
denten selber aktiv wird. Für Forderungen Aktionen durchzuführen, die die
Zustimmung und Unterstüztung tler arbeitenden Bevölkerung gewinnen. Darum
warnen wir die Bundesregierung, ihrem sozialdemokratischen Ministerpräsiden-
ten zu folgen und ebenfalls auf den Zug der Reaktionäre zu springen. Denn die
Studenten stehen diesen Angriffen nicht hilflos gegenüber. Das haben sie in
Bonn bewiesen.

FRANZ HUTZFELDT:

Sternmarsch
und
Schneckenhaus

Auflage: 25 000
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Theoretisc*re Konferenz des MSB Spartakus

,,studentenbewegung
im Klassenkampf"

Vercleioht man die Aktionen der Stu-
lut I"n in diesem Semester, vor allem
Udi" B"*agung um den Infla¡ionszu-

sohlag zum BAFöG, aber auch gegen
die Berufsverbote und gegen Hochschul-
gesetze, ihre konhreten Ziele und dle
Aktionsformen mit denen der Studen-
ten vor einigen Johren, so stellt man
fest: Die Studentenbewegung verändert
ihr Gesicht. Yon den ersten Aktionen
des vds gegen die Bildungsmisere, über
antiimperialistische Sotitlaritätsaktio-
nen, die Anti-Springer- und ilie Anti-
Notstandskampagne bis zur Aktion um
tlie Erhöhuns ales BAFöG haben tlie
Studenten viele Drfahrungen sammeln
können. Ein wichúiger Indikator ilafär
war immer der Stand ihrer Organisa-
tion: Aufschwung und Zerfall des SDS,
tlie Stabilisierung des marxistischen
Kerns, clie Konstituierung des marxi-
stischen Studentenbundes und schließ-
lich ilie Verabschiedung eines Súuilen-
tenaktionsprogramms auf dem 2. Bun-
deskongreß rles MSB Spartakus.

a
Um unter den Studenten das Bewußt-
sein von der Kontinuitåit der Bewegung
zu erhalten und zu vertiefen, werden
wir auf der Konferenz ,,Studenten-
bewegung im Klassenkampf" diese Er-
fahrungen verallgemeinern. Wir wollen
untersuchen, wie sich die Stuclenten-
bewegung politisch höher entwickelt
hat, von einer rein aufklärerischen zu
einer um meßbare potitisohe Erfolge
kämpfenden Bewegung. Wir wollen die
antiimperialistlsche und demokratische
Studentenbewegung in unserem Land
daraufhin untersuchen, welche Rolle sie. in der gesamten ilerirokratischen Bewe-
gung spiell, und spielen kann, welohe
Aufgaben sich heute ganz konkret aus
dem Bündnis mlt der Arbeiterbewegung
ableiten lassen.

Gewerkschaften heute für ilie Stuilen-
ten? Gehört zur Orientierung auf dle
Arbeiterbewegung die Orientierung auf
ilie Kommunistische Partei? Welche
Bedeutung hat tlie Verbindung mit ¡ler
internationalen kommunistischen und
Arbeiterbewegung für ilie Stuilenten?

Wie verändern sich ihre Kampfbetlin-
gungen, einerselts tlurch ¡lie Formie-
rungsmaßnahmen der Herrsohenden,
anrlererselts durch das wachsende Inter-
esse in der Gewerkschaftsbewegung für
bildungs- und wlssenschaftspolitische
Fragen? Welche Auswlrkungen hat tlle
waohsende Kampfbereitschaft der Ar-
beiter und Angestellten auf ilie Stu-
dentenbewegung? Slntl die antlmonopo-
listischen Interessen der Studenten mit
ihren Ausbiltlungsinteressen hinrei-
chend beschrieben? Wie entwickelt sich
in den aktuellen Kämpfen das Bewußt-
sein der Studenten, welche Fragen er-
geben ;çiol fiir ihre,Organisation?.

Dies sintl einige der wlohtigen Fragen,
ilie einer theoretisohen Aufarbeitung
beilürfen. An ilieser Konferenz werden
Wissenschaftler aus der BRD, Gewerk-
schafter, Vertrauensleute aus verschie-
denen Betrieben, Vertreter der DKP,
Ve¡treter demokratischer Jugend- und
Studentenorganisationen aus der BRI),
dem sozialistisohen und ka¡¡italistischen
Ausland, interessierte Studenten und
Mitglietler tles MSB Spartakus teilneh-
men. Grundlage unserer Diskussion ist
das Heft Facit 33 ,,Zur Entwicklung der
Studentenbewegung" insbesondere der
Artikel von Büscher und Heinemann:
Studentenbewegung im Klassenkampf.

Die Diskussion wlrd in vier Arbeits-
gruppen stattfinden:

Die Arbeitsgruppe l,,Arbeiterbewegung
und Studentenbewegung" wird sich vor-
rangig mit den aktuellen Entwicklungen
in der Arbeiterbewegung und ihren
Auswirkungen auf die Bewegung der
Studenten beschäftigen

Arbeitsgruppe 2,,Studenten und Arbelter
im Kampf um eÍnç demokratische Hoch-
schule" wird vorrangig die Untersu-
ohung der politischen und sozialen For-
derungen der Arbeiter- und Studenten-
bewegung zum Gegenstand haben, be:
sonders, soweit sie sich auf den Bil-
dungssektor beziehen.

Die 3. Arbeitsgruppe wlrd ilie interna-
tion¿Ie Zusammenarbeit unal ilie Be-
d.cutung der internationalen Soliilarität
für dte Studentenbewegung zum Th¬ma
haben.

ArbeitsgrupÞe 4 befaßt sich mit dem
Kampf fär die Verbreitung des Marxis-
mus, gegen itas Blintlnls von arbeiter-
und studentenfeindlicher ldeologle.

Was sind die Beitingungen und Aus-
slchten für politische Erfolge der Stu-
dentenbewegung heute in unserem
Lanil? Welche Rolle kann sie in einer
langfristigen antimonopollstischen Stra-
tegle spielen? Vl¡elelre Rolle spielen,diç
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Die Konferenz findet im An'

schluß an den 3. Bundeskon'

gr_eß des MSB Spartakus am

23.124. Februar 1974 in Frank-

furt/M, statt. lnteressenten wen.

den sich bitte wegen näherer

Informationen und Teilnahme-

möglichkeiten an die örtlic{ren

Spartakus-Gruppen. Zur Vorbe-

reitung möchten wir besonders

auf d¡e Artikel des lacit 33 hin-

we¡sen.

Gerade im 'Wintersemester haben wir
im Sozialkampf erlebt, daß viele Stu-
denten begreifen, daß sie selbst handeln,.
sich mit den kämpfenden Arbeitern so-
lidarisieren müssen. Das zunehmende
bildungspolitische Engagement der Ge-
werkschaften, ihre demokratischen For-
derungen zwt Hochschulpolitik sind
wiclrtige Anknüpfungspunkte zur Her-
stellung und Vertiefung des Bündnisses
von Arbeiterklasse und Intelligenz.

Nicht zuletzt hat die Erweiterung un-
seres Masseneinflusses. dazu geführt,
dafi ein nicht unbeträchtlidrer Teil der
Studenten die Argumentationen und
Forderungen unseres Programms für
das gemeinsame Handeln der Studenten
unterstützt - audr wenn noctr Miß-
trauen gegen die Gesamtpolitik des
MSB besteht.

'Wir werden die Orientierung des 2.

Bundeskóngresses anhand der seitdem
gemachten Erfahrungen konkretisieren
und damit weiter zu ihrer vollständigen
Durchsetzung beitragen.

Der Grundgedanke dieser Konkretisie-
rung und Aktualisierung wird sein: Vor
dem MSB steht die Aufgabe, einen sta-
bilen Masseneinfluß zu erringen und -in Aktionseinheit mit dem SHB - zum
anerkannten Sprachrohr der Studenten-
bewegung zu werden. Das ist die ent-
scheidende Bedingung für ein weiteres
politisches Voranschreiten der Studen-
tenbewegung, für den konkret, konti-
nuierlich und auf breiter Grundlage ge-
führten antimonopolistischen Kampf an
der Hodrsctrule.

Es wird also zu diskutieren sein: Wie
können wir allseitig und auf allen Ebe-
nen der Organisation das Niveau un-
serer revolutionären Massenarbeit er-
höhen?

Die entscheidenden Hebel, dies zu lei-
sten, sehen wir

- in der Durchsetzung einer kontinu-
ierlichen Massenarbeit. \Mir müssen
vielfältige Massenbeziehungen knüp-
fen - und das nicht nur in Auf-
schwungphasen der Studentenbewe-
gung;

- in der Befâhigung unserer Gruppen
und Sektionen, den Kampf für fôrt-
schrittlict¡e Alternativen, insbeson-
dere die demokratisdten Ausbil-
dungsziele, auf der BasÍs des Stu-
dentenaktionsprogramms massenbe-
zogen zv entwicheln. Wir werden
eine kritische Bilanz ziehen, wie es
uns gelungen ist, die Studenten in
den Kampf gegen imperialistische
Wissenschaftspervertierung und bür-
gerliche ldeologie einzubeziehen. Der
Bundeskongreß wird widrtige Initia-
tiven und Impr¡lse für die Verbrei-
tung des Studentenaktionspro-
gramms vermitteln.

- in der Verwirklichung einer initia-
tivreichen Politik der Gruppen, die
auf die Verstärkung des eigenstän-
digen politischen Handelns der Stu-
denten orientiert. Um die wichtige
Rolle des MSB in der Studentenbe-

, wegung sichtbar zu machen, müssen
nach wie vor Routine- und Ermü-
dungsersclreinungen überwunden
werden.

- in der wesentlichen Verbesserung
unserer Offentlichkeitsarbeit unif
dem Auftreten eines jeden Genossen.
Die Politik des Verbandès muß ar-

antiimperialistischen Kräften gerecht
wird.

Es gilt, die Möglichkeiten der gewaclrse-
nen Einheit der antiimperialistischen
Bewegung voll zu nutzen und dadurch
noch mehr Studenten für den Kampf
um Frieden und Abrüstung; gegen im=
perialistische Aggression und neokolo-
nialistische Ausbeutung zu gewinnen.

'Wir müssen unseren Beitrag leisten, um
die Aufgaben, die der Weltfriedens-
kongreß formulierte, zu lösen und um
neugesteckte Ziele der antiimperialisti-

gumentativer begründet und die
Auseinandersetzung mit anderen po-
Iitisdren Richtungen in der Studen-
tensdraft, v. a. mit reaktionären
Gruppierungen, mehr mit überzeu-
genden Argumenten geführt werden.

- und - das wollen wir hervorheben

- in der Effektivierung unserer Lei-
tungstätigkeit und der gründlichen
Beseitigung organisationspolitischer
Sctrwädren. Besonders ist das Niveau
der Leitungstätigkeit in den Grup-
pen zu erhöhen, um die Umsetzung
der besct¡Iossenen Politik zu gewähr-
leisten.

Selbstverständlich werden wir auf dem
3. Bundeskongreß sehr klar die näch-
sten Aufgaben der Studentenbewegung
im demokratischen, antiimperialisti-
sctren Kampf zu bèstimmen haben. Nur
durch die Herausarbeitung einer solchen
Orientierung sictrern wir, daß die Stu-
dentenbewegung ihrer Verantwortung
gegenüber- der Arbeiterklasse'ünd allen

schen und Friedensbewegung in Angriff

Das súudentenaktionsprogramm - hier ttie veÉabscl¡iedung auf dem 2. Bundes-
kongreß_ in Hamburg im Februar lgzg - wird in seinen Kðrnaussage" 

"o" niãtti-
schnur des gemeinsamen Handelns von immer breiteren Teilen rler Studentenschaft.

zu nehmen.

Wir müssen unseren Beitrag leisten, um
die Einheit der internationalen Jugend-
und Studentenbewegung voranzubrin-
gen.

Einschätzen werden wir die neuen Be-
dingungen für das gemeinsame Handeln
von Arbeiterklasse und Studenten, um
herauszuarbeiten, was jetzt zur Herstel-
lung und Vertiefung des Bündnisses ge-
tan werden muß. rffidrtige Ansatzpunkte
für die Zusammenarbeit, wie der Kampf
gegen die Inflationspolitik des Groß-
kapitals, kapitalistische Krisenbewälti-
gung, gegen den weiteren Abbau der
Demokratie . sind zu nutzen und auszu-
bauen. Dabei machen wir uns die posi-
tiven Erfahrungen, die wir seit dem
2. Bundeskongreß machen konnten, zu-
nutze und geben konkrete Hinweise,
wie die Studentenbewegung an die Ar-
beiterbewegung herangeführt werden
kãnn. 'l ' '
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Theoretisc*re Konferenz des MSB Spartakus

,,studentenbewegung
im Klassenkampf"

Vercleioht man die Aktionen der Stu-
lut I"n in diesem Semester, vor allem
Udi" B"*agung um den Infla¡ionszu-

sohlag zum BAFöG, aber auch gegen
die Berufsverbote und gegen Hochschul-
gesetze, ihre konhreten Ziele und dle
Aktionsformen mit denen der Studen-
ten vor einigen Johren, so stellt man
fest: Die Studentenbewegung verändert
ihr Gesicht. Yon den ersten Aktionen
des vds gegen die Bildungsmisere, über
antiimperialistische Sotitlaritätsaktio-
nen, die Anti-Springer- und ilie Anti-
Notstandskampagne bis zur Aktion um
tlie Erhöhuns ales BAFöG haben tlie
Studenten viele Drfahrungen sammeln
können. Ein wichúiger Indikator ilafär
war immer der Stand ihrer Organisa-
tion: Aufschwung und Zerfall des SDS,
tlie Stabilisierung des marxistischen
Kerns, clie Konstituierung des marxi-
stischen Studentenbundes und schließ-
lich ilie Verabschiedung eines Súuilen-
tenaktionsprogramms auf dem 2. Bun-
deskongreß rles MSB Spartakus.

a
Um unter den Studenten das Bewußt-
sein von der Kontinuitåit der Bewegung
zu erhalten und zu vertiefen, werden
wir auf der Konferenz ,,Studenten-
bewegung im Klassenkampf" diese Er-
fahrungen verallgemeinern. Wir wollen
untersuchen, wie sich die Stuclenten-
bewegung politisch höher entwickelt
hat, von einer rein aufklärerischen zu
einer um meßbare potitisohe Erfolge
kämpfenden Bewegung. Wir wollen die
antiimperialistlsche und demokratische
Studentenbewegung in unserem Land
daraufhin untersuchen, welche Rolle sie. in der gesamten ilerirokratischen Bewe-
gung spiell, und spielen kann, welohe
Aufgaben sich heute ganz konkret aus
dem Bündnis mlt der Arbeiterbewegung
ableiten lassen.

Gewerkschaften heute für ilie Stuilen-
ten? Gehört zur Orientierung auf dle
Arbeiterbewegung die Orientierung auf
ilie Kommunistische Partei? Welche
Bedeutung hat tlie Verbindung mit ¡ler
internationalen kommunistischen und
Arbeiterbewegung für ilie Stuilenten?

Wie verändern sich ihre Kampfbetlin-
gungen, einerselts tlurch ¡lie Formie-
rungsmaßnahmen der Herrsohenden,
anrlererselts durch das wachsende Inter-
esse in der Gewerkschaftsbewegung für
bildungs- und wlssenschaftspolitische
Fragen? Welche Auswlrkungen hat tlle
waohsende Kampfbereitschaft der Ar-
beiter und Angestellten auf ilie Stu-
dentenbewegung? Slntl die antlmonopo-
listischen Interessen der Studenten mit
ihren Ausbiltlungsinteressen hinrei-
chend beschrieben? Wie entwickelt sich
in den aktuellen Kämpfen das Bewußt-
sein der Studenten, welche Fragen er-
geben ;çiol fiir ihre,Organisation?.

Dies sintl einige der wlohtigen Fragen,
ilie einer theoretisohen Aufarbeitung
beilürfen. An ilieser Konferenz werden
Wissenschaftler aus der BRD, Gewerk-
schafter, Vertrauensleute aus verschie-
denen Betrieben, Vertreter der DKP,
Ve¡treter demokratischer Jugend- und
Studentenorganisationen aus der BRI),
dem sozialistisohen und ka¡¡italistischen
Ausland, interessierte Studenten und
Mitglietler tles MSB Spartakus teilneh-
men. Grundlage unserer Diskussion ist
das Heft Facit 33 ,,Zur Entwicklung der
Studentenbewegung" insbesondere der
Artikel von Büscher und Heinemann:
Studentenbewegung im Klassenkampf.

Die Diskussion wlrd in vier Arbeits-
gruppen stattfinden:

Die Arbeitsgruppe l,,Arbeiterbewegung
und Studentenbewegung" wird sich vor-
rangig mit den aktuellen Entwicklungen
in der Arbeiterbewegung und ihren
Auswirkungen auf die Bewegung der
Studenten beschäftigen

Arbeitsgruppe 2,,Studenten und Arbelter
im Kampf um eÍnç demokratische Hoch-
schule" wird vorrangig die Untersu-
ohung der politischen und sozialen For-
derungen der Arbeiter- und Studenten-
bewegung zum Gegenstand haben, be:
sonders, soweit sie sich auf den Bil-
dungssektor beziehen.

Die 3. Arbeitsgruppe wlrd ilie interna-
tion¿Ie Zusammenarbeit unal ilie Be-
d.cutung der internationalen Soliilarität
für dte Studentenbewegung zum Th¬ma
haben.

ArbeitsgrupÞe 4 befaßt sich mit dem
Kampf fär die Verbreitung des Marxis-
mus, gegen itas Blintlnls von arbeiter-
und studentenfeindlicher ldeologle.

Was sind die Beitingungen und Aus-
slchten für politische Erfolge der Stu-
dentenbewegung heute in unserem
Lanil? Welche Rolle kann sie in einer
langfristigen antimonopollstischen Stra-
tegle spielen? Vl¡elelre Rolle spielen,diç
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Die Konferenz findet im An'

schluß an den 3. Bundeskon'

gr_eß des MSB Spartakus am

23.124. Februar 1974 in Frank-

furt/M, statt. lnteressenten wen.

den sich bitte wegen näherer

Informationen und Teilnahme-

möglichkeiten an die örtlic{ren

Spartakus-Gruppen. Zur Vorbe-

reitung möchten wir besonders

auf d¡e Artikel des lacit 33 hin-

we¡sen.

Gerade im 'Wintersemester haben wir
im Sozialkampf erlebt, daß viele Stu-
denten begreifen, daß sie selbst handeln,.
sich mit den kämpfenden Arbeitern so-
lidarisieren müssen. Das zunehmende
bildungspolitische Engagement der Ge-
werkschaften, ihre demokratischen For-
derungen zwt Hochschulpolitik sind
wiclrtige Anknüpfungspunkte zur Her-
stellung und Vertiefung des Bündnisses
von Arbeiterklasse und Intelligenz.

Nicht zuletzt hat die Erweiterung un-
seres Masseneinflusses. dazu geführt,
dafi ein nicht unbeträchtlidrer Teil der
Studenten die Argumentationen und
Forderungen unseres Programms für
das gemeinsame Handeln der Studenten
unterstützt - audr wenn noctr Miß-
trauen gegen die Gesamtpolitik des
MSB besteht.

'Wir werden die Orientierung des 2.

Bundeskóngresses anhand der seitdem
gemachten Erfahrungen konkretisieren
und damit weiter zu ihrer vollständigen
Durchsetzung beitragen.

Der Grundgedanke dieser Konkretisie-
rung und Aktualisierung wird sein: Vor
dem MSB steht die Aufgabe, einen sta-
bilen Masseneinfluß zu erringen und -in Aktionseinheit mit dem SHB - zum
anerkannten Sprachrohr der Studenten-
bewegung zu werden. Das ist die ent-
scheidende Bedingung für ein weiteres
politisches Voranschreiten der Studen-
tenbewegung, für den konkret, konti-
nuierlich und auf breiter Grundlage ge-
führten antimonopolistischen Kampf an
der Hodrsctrule.

Es wird also zu diskutieren sein: Wie
können wir allseitig und auf allen Ebe-
nen der Organisation das Niveau un-
serer revolutionären Massenarbeit er-
höhen?

Die entscheidenden Hebel, dies zu lei-
sten, sehen wir

- in der Durchsetzung einer kontinu-
ierlichen Massenarbeit. \Mir müssen
vielfältige Massenbeziehungen knüp-
fen - und das nicht nur in Auf-
schwungphasen der Studentenbewe-
gung;

- in der Befâhigung unserer Gruppen
und Sektionen, den Kampf für fôrt-
schrittlict¡e Alternativen, insbeson-
dere die demokratisdten Ausbil-
dungsziele, auf der BasÍs des Stu-
dentenaktionsprogramms massenbe-
zogen zv entwicheln. Wir werden
eine kritische Bilanz ziehen, wie es
uns gelungen ist, die Studenten in
den Kampf gegen imperialistische
Wissenschaftspervertierung und bür-
gerliche ldeologie einzubeziehen. Der
Bundeskongreß wird widrtige Initia-
tiven und Impr¡lse für die Verbrei-
tung des Studentenaktionspro-
gramms vermitteln.

- in der Verwirklichung einer initia-
tivreichen Politik der Gruppen, die
auf die Verstärkung des eigenstän-
digen politischen Handelns der Stu-
denten orientiert. Um die wichtige
Rolle des MSB in der Studentenbe-

, wegung sichtbar zu machen, müssen
nach wie vor Routine- und Ermü-
dungsersclreinungen überwunden
werden.

- in der wesentlichen Verbesserung
unserer Offentlichkeitsarbeit unif
dem Auftreten eines jeden Genossen.
Die Politik des Verbandès muß ar-

antiimperialistischen Kräften gerecht
wird.

Es gilt, die Möglichkeiten der gewaclrse-
nen Einheit der antiimperialistischen
Bewegung voll zu nutzen und dadurch
noch mehr Studenten für den Kampf
um Frieden und Abrüstung; gegen im=
perialistische Aggression und neokolo-
nialistische Ausbeutung zu gewinnen.

'Wir müssen unseren Beitrag leisten, um
die Aufgaben, die der Weltfriedens-
kongreß formulierte, zu lösen und um
neugesteckte Ziele der antiimperialisti-

gumentativer begründet und die
Auseinandersetzung mit anderen po-
Iitisdren Richtungen in der Studen-
tensdraft, v. a. mit reaktionären
Gruppierungen, mehr mit überzeu-
genden Argumenten geführt werden.

- und - das wollen wir hervorheben

- in der Effektivierung unserer Lei-
tungstätigkeit und der gründlichen
Beseitigung organisationspolitischer
Sctrwädren. Besonders ist das Niveau
der Leitungstätigkeit in den Grup-
pen zu erhöhen, um die Umsetzung
der besct¡Iossenen Politik zu gewähr-
leisten.

Selbstverständlich werden wir auf dem
3. Bundeskongreß sehr klar die näch-
sten Aufgaben der Studentenbewegung
im demokratischen, antiimperialisti-
sctren Kampf zu bèstimmen haben. Nur
durch die Herausarbeitung einer solchen
Orientierung sictrern wir, daß die Stu-
dentenbewegung ihrer Verantwortung
gegenüber- der Arbeiterklasse'ünd allen

schen und Friedensbewegung in Angriff
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{ Neue V¡elfalt derAktionen

ln der Vorbereitung des Sternmarsches, in der ganzen Bewegung für die
Anhebung der BAFöG-Sätze wurden und werden lnitiativen der Infor-
mation und Mobilisierung in einer Vielfalt, wie es sie bisher in der Slu-
dentenbewegung kaum gegeben hat, entwickelt. . .

rl
l'
I

... von Tausen'den Gesprädren m,it der
Bevölkerun,g auf Marktplätzen, vor Be-
triebstoren und an Bushaltestellen, bis
zu spektakulären Aktionen wie die Stö-
run,g der Pfeffers.ack-Ruhe in der Ham-
burger Bürger.schaft. (Nachd,em die
Korr¡militonen aus dem Sitzun,gssaal
herausgedrängt wunden, kam ein Ste-
nograph, auf sie zu,gehast.et: Er hatte
in der Aufregung vergessen,, den Text
d,es Tran,sparenf s mitzupr,otokollieren).

hochschule
j

k
Studenten
im Sozial-
kampf -Vot-_
bereitung o
auf den
Stem-
marsch

I-A ! ,,In den Arbeitsgruppen, Aktionsaus-
schüssen zum Sozialkampf haben viele
Studenten zum erstenmal die Erfahrung
gemacht, daß organisiertes solidarisches
Handeln wirklich weiterbringen kann.
Daß nur die Diskussion und das Han-
deln im Kollektiv Fehler vermeideu
hilft und Perspektiven eröffnen hanf.
Diese Studenúen haben gleichzeitig, in-
dem sie im Rahmen der verfaßten Stu-
dentenschaft arbeiten, zur Stärkung der
ASten und Fachschaften beigetragen.
Die Organisierung der Studenten ist
auch nicht zaletzt deshalb wichúig'
weil dadurch bessere Massenbeziehun-
gen vom MSB SPARTAKUS realisiert
werden. So haben die erstmalig organi-
sierten Studenten erfahren können'
welche Organisation es war, die kon-
struktive Aktionsvorschläge unterbrei-
tete, welche Organisation itie richtige
Kampfperspektive aufwies. lVir haben
fesústellen können, dort wo eine Anzahl
von Studenten länger mit uns zusam-
mengearbeitet hat, daß sie immer aufge-
schlossener gegenüber unseren gesam-
ten Vorstellungen wurde' So hat sich
dann auch die Möglichkeit ergeben,
Diskussionen über die gesamte Perspek-
tive der Studentenbewfgung zu füh-
ren und diese Studenten mit unserem
Studentenaktionsprogramm vertraut zu
machen,"
(Aus dem Referat der 6. Bundesvor-
standstagung)

I,r" IItt[ MÂCHET,|-DIE

,.$.l.}nu
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BAFöG-BeIrat

Klaus-Peter Meyer, studentisches Mitglied im Beirat für Ausbildungs-
förderung des Wissenschaftsministeriums, hat sich mit den Forderungen
des vds solidarisiert und in einem dèr Presse übergebenen Scfireiben
die anderen Beiratsmitglieder aufgefordert, sich ihm anzuschließen. ln
dem Brief heißt es:

Die Aktionen der Studenten', in denen
ve,rs,ucht wird auf die materielle Misere
ar¡fmerksarn zu machen, werd.en in, der
gesamten BRD immer zahlreicher. In
vielfältigen, Formen treten, die Stud.en,-
ten für die Verbesserun,g ihrer mise-
rablen sozialen. Lage ein¡ Un.terschriften-
sammlu,ngen, Podiumsdiskussionen, und
Demon'stration,en prägen das, Bild vieler
Hoctrschulorte. In, fast allen Fällen ist
der Anlaß die völlig unzureichen'de Aus-
bildun,gsförderung. Einmat hat sich bei
vielen Studen,ten' der,tr'örderungsbetrag
gesenkt, aufgrund des z\t n,iedrigen
Eltern,freibetrages von, 800,- DM, zum
anderen reictren die Förderungsbeträge
nidrt aus,, um die tatsÄdrlichen, Kosten
abzudecken. (So errectrnete z. B. auch
d,as DSIM, daß dem m,on,atlichen, Höclrst-
förderungsbetrag voni 420,- DM ein
Zentralwert der Lebensh,altungskosten
von 584r- DM gegen,übersteht.)
Als Konsequenz daraus fordern die
Studenten und ihre In,teressensvertre-
tungen, di,e ASten und der vds,, als so-
fortigen, ersten Sdrritt zur Behebun,g
der Misere

- An,he un,g des BAFöG-
Hödrstsatzes auf 500,- DM

- An.hebung des Eltern-
freibetrages auf ,1200,- DM

Diese Ford'erungen, und die Aktionen
d.er Betroffenen, haben auch in, d,er
Offen.tlichkeit ein großes Echo gefunden:

- so unterstützte z. B. der DGB aut
seiner Bildungspolitischen Konferenz
Anfan,g Novem,ber in Essen die be-
rectrtigten Forder,ungen der Studen,-
ten I

- Die l0?. Plenarversammlung der'WRK forderte den Bund und die
Län.der auf, ,,unverzüglidr die not-
wendigen gesetzlictren Maßn,ahm.en
einzuleiten,, um die Förderungssätze

und die Freigrenzen im BAFöG anzu-
heben."

- Ebenfalls nahm im November die
FRK (Fachhochschulrektorenkonfe-
renz) Stellung. Sie schloß sich in
einer Resolution den Forderungen
des vds und des DSW an, die För-
derungssätze und Freibeträge zu er-
höhen.

Mit großen Erwartungen sahen deshalb
sicherlich viele der Entscheidung der
Bundesregierung entgegen, die sidr am
12. Dezember mit dem Problem der Aus-
bildungsförderung beschäftigen wollte.
Als Ergebnis dieser Sitzung w¿rr nun
aus der Presse zu erfahren, daß die
Bundesregierung den Höchstförderungs-
betrag auf 500,- und den Elternfrei-
betrag auf 960,- festsetzen will, aller-
dings bisher ohne jede Angabe eines
endgültigen Termins.
Durch diesen unbefriedigenden Be-
sd¡luß hat die Bundesregieiung die be-
redrtigten Forderungen der Studenten
nicht erfüllt!
In dieser Situation sehe ich mich als
studentischer Vertreter im Beirat für
Ausbildungsförderung nictrt mehr in der
Lage, tatenlos zuzusehen. Ictr fordere
deshalb mit diesem Schreiben alle Bei-
ratsmitglieder auf, die Forderungen der
Studenten ebenfalls zu unterstützen.
Demonstrieren Sie Ihre Solidarität mit
den Aktionen und Forderungen der Stu-
denten, insbesondere mit der vom vds
und den ASten angestrebten zentralen
Demonstration , am 24. 1. ?4 in Bonn,
durch Ihre Unterschrift unter die bei-
Iiegende Resolution und schicken Sie
diese an den

Verband Deutscher Studentenschaften
vds
53 Bonn,
Postfach, Kaiserstraße 71

o
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Durch die i,nflationäre Preisentwicklung
in der BRD un,d durch die Tatsache,
daß seit drei Jahren, die private Stu-
dienförderung der DBP für die Post-
studenten nicht mehr erhöht wurde,
verschlechterte sich die ökonomische
Situation für die Studentenschaft der-
art, d,aß sie sich gezwungen sah im

a[tri"ä' 
rolgende Forderungen aurzu-

t. 500 DM Förderung für alle Studen-
ten

Eine Urabstimmung, bei der sich 60 Pro-
zent dei Studentenschaft für einen un-
befristeten Streik aussprachen, führte
am 15. 10. ?3 zur Aufnahme dei Sozial-
kampfes. Diese Kampfmaßnahme wurde
mit großer Solidarität, vorbildlicher
Disziplin und Organisation durchge-
führt.

Demonstration der Post-Studenten in
Bonn

Die IMK bietet einen Scheinkompromiß
an, gegen den sich die Vollversammlung
geschlossen ausspricht. Trotz Androhung
von Repressalien von Seiten der Ver-
waltung und des BPMs streikt die Stu-
dentenschaf t geschlossen weiter.

Die zweite Fachhochschule der DBP in
'West-Berlin, trat am 29. 10. ebenfalis
in den unbefristeten Streik.

Es sind zahlreiche Solidaritätsschreiben
von Seiten des MSB Spartakus, der
DKP, der Gewerkschaft sowie von
Asten, Betriebsräten und Lehrlings-
gruppen eingetroffen.

Die Soiidaritätserklärungen von Be-
triebsräten und Lehrlingen machen
deutlich, daß der Sozialkampf an den
Hochschulen nicht als isolierte Aktion
der Studenten angesehen werden kann,
sondern Bestandteil der Lohnkämpfe
der werktätigen BevöIkerung in der
BRD ist. Arbeitende und lernenCe Ju-
gend, werktätige Bevölkerung kämpfen
heute Seite an Seite gegen den selben
Gegner: das Groß- und Monopolkapital.
Mit vierwöchigem Streik wuide durch
konsequentes solidarisches Handeln ein
für die Studentenschaft annehmbares
Ergebnis erkämpft:

Erfolg der Poststudenten Dieburg:
Teuerungszulage erkämpft !

2. Wegfall der Differenzierung zwischen
Grund- und Hauptstudium (bisher
erhielten die Studenten des l. bis
3. Semesters 330,- DM und die Stu-
denten des 4. bis 6. Semesters 400,-
DM)

3. Dynamisierung des Förderungssatzes
in Angleichung ân die Tarifverträge
der Deutschen Postgewerkschaft
(DPG)

Die untragbare Situation wird u, a. be-
stimmt
durch die niedrigen Förderungssätze,
durch eine 8ti:jährige Verpfliõhtung'bci
der Post,
durch.die unzureichende Besoldung derlngenieure im öffenilichen Dienst.qìtrch die Un.möglichkeit eines Weiter_studlums (Rückzahlungsverpflichtung
von ca. 20 000 DM)_
Ab 12. Juli ?2 unicrstützte die DpG die
luf8e$eltten Forderungcn. Die folgen_rjcn. Verhandlungcn der studentisõhen
,v.erlretcr und des HauptvorstanCcs der
PI^q i", Bonn btieben òr,nu n.roie. oìåorrensichiliche Sinnlosigkeit der."Vcr_oand_tungcn zwangen die Studenten_scnatl zu offcnsiven Handlungen.

? *,.* ífi,;,tí*Þ ::

Da.s Bundespostministerium berurt sich t illiìf, 
der studienförderuns auf

bei seincn Entschcidungen auf cine ,,in-
terministerielle Kon.ferenz". deren Zu- 2. Aufhebung der. unterschiedlichen
sammenkunft innerhalb eines Jahres Förderung von Grund- und Haupt-
absic:htlichmehrmalsverschobenwurde. studium.***''+J- 
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Klaus-Peter Meyer, studentisches Mitglied im Beirat für Ausbildungs-
förderung des Wissenschaftsministeriums, hat sich mit den Forderungen
des vds solidarisiert und in einem dèr Presse übergebenen Scfireiben
die anderen Beiratsmitglieder aufgefordert, sich ihm anzuschließen. ln
dem Brief heißt es:

Die Aktionen der Studenten', in denen
ve,rs,ucht wird auf die materielle Misere
ar¡fmerksarn zu machen, werd.en in, der
gesamten BRD immer zahlreicher. In
vielfältigen, Formen treten, die Stud.en,-
ten für die Verbesserun,g ihrer mise-
rablen sozialen. Lage ein¡ Un.terschriften-
sammlu,ngen, Podiumsdiskussionen, und
Demon'stration,en prägen das, Bild vieler
Hoctrschulorte. In, fast allen Fällen ist
der Anlaß die völlig unzureichen'de Aus-
bildun,gsförderung. Einmat hat sich bei
vielen Studen,ten' der,tr'örderungsbetrag
gesenkt, aufgrund des z\t n,iedrigen
Eltern,freibetrages von, 800,- DM, zum
anderen reictren die Förderungsbeträge
nidrt aus,, um die tatsÄdrlichen, Kosten
abzudecken. (So errectrnete z. B. auch
d,as DSIM, daß dem m,on,atlichen, Höclrst-
förderungsbetrag voni 420,- DM ein
Zentralwert der Lebensh,altungskosten
von 584r- DM gegen,übersteht.)
Als Konsequenz daraus fordern die
Studenten und ihre In,teressensvertre-
tungen, di,e ASten und der vds,, als so-
fortigen, ersten Sdrritt zur Behebun,g
der Misere

- An,he un,g des BAFöG-
Hödrstsatzes auf 500,- DM

- An.hebung des Eltern-
freibetrages auf ,1200,- DM

Diese Ford'erungen, und die Aktionen
d.er Betroffenen, haben auch in, d,er
Offen.tlichkeit ein großes Echo gefunden:

- so unterstützte z. B. der DGB aut
seiner Bildungspolitischen Konferenz
Anfan,g Novem,ber in Essen die be-
rectrtigten Forder,ungen der Studen,-
ten I

- Die l0?. Plenarversammlung der'WRK forderte den Bund und die
Län.der auf, ,,unverzüglidr die not-
wendigen gesetzlictren Maßn,ahm.en
einzuleiten,, um die Förderungssätze

und die Freigrenzen im BAFöG anzu-
heben."

- Ebenfalls nahm im November die
FRK (Fachhochschulrektorenkonfe-
renz) Stellung. Sie schloß sich in
einer Resolution den Forderungen
des vds und des DSW an, die För-
derungssätze und Freibeträge zu er-
höhen.

Mit großen Erwartungen sahen deshalb
sicherlich viele der Entscheidung der
Bundesregierung entgegen, die sidr am
12. Dezember mit dem Problem der Aus-
bildungsförderung beschäftigen wollte.
Als Ergebnis dieser Sitzung w¿rr nun
aus der Presse zu erfahren, daß die
Bundesregierung den Höchstförderungs-
betrag auf 500,- und den Elternfrei-
betrag auf 960,- festsetzen will, aller-
dings bisher ohne jede Angabe eines
endgültigen Termins.
Durch diesen unbefriedigenden Be-
sd¡luß hat die Bundesregieiung die be-
redrtigten Forderungen der Studenten
nicht erfüllt!
In dieser Situation sehe ich mich als
studentischer Vertreter im Beirat für
Ausbildungsförderung nictrt mehr in der
Lage, tatenlos zuzusehen. Ictr fordere
deshalb mit diesem Schreiben alle Bei-
ratsmitglieder auf, die Forderungen der
Studenten ebenfalls zu unterstützen.
Demonstrieren Sie Ihre Solidarität mit
den Aktionen und Forderungen der Stu-
denten, insbesondere mit der vom vds
und den ASten angestrebten zentralen
Demonstration , am 24. 1. ?4 in Bonn,
durch Ihre Unterschrift unter die bei-
Iiegende Resolution und schicken Sie
diese an den

Verband Deutscher Studentenschaften
vds
53 Bonn,
Postfach, Kaiserstraße 71

o
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Durch die i,nflationäre Preisentwicklung
in der BRD un,d durch die Tatsache,
daß seit drei Jahren, die private Stu-
dienförderung der DBP für die Post-
studenten nicht mehr erhöht wurde,
verschlechterte sich die ökonomische
Situation für die Studentenschaft der-
art, d,aß sie sich gezwungen sah im

a[tri"ä' 
rolgende Forderungen aurzu-

t. 500 DM Förderung für alle Studen-
ten

Eine Urabstimmung, bei der sich 60 Pro-
zent dei Studentenschaft für einen un-
befristeten Streik aussprachen, führte
am 15. 10. ?3 zur Aufnahme dei Sozial-
kampfes. Diese Kampfmaßnahme wurde
mit großer Solidarität, vorbildlicher
Disziplin und Organisation durchge-
führt.

Demonstration der Post-Studenten in
Bonn

Die IMK bietet einen Scheinkompromiß
an, gegen den sich die Vollversammlung
geschlossen ausspricht. Trotz Androhung
von Repressalien von Seiten der Ver-
waltung und des BPMs streikt die Stu-
dentenschaf t geschlossen weiter.

Die zweite Fachhochschule der DBP in
'West-Berlin, trat am 29. 10. ebenfalis
in den unbefristeten Streik.

Es sind zahlreiche Solidaritätsschreiben
von Seiten des MSB Spartakus, der
DKP, der Gewerkschaft sowie von
Asten, Betriebsräten und Lehrlings-
gruppen eingetroffen.

Die Soiidaritätserklärungen von Be-
triebsräten und Lehrlingen machen
deutlich, daß der Sozialkampf an den
Hochschulen nicht als isolierte Aktion
der Studenten angesehen werden kann,
sondern Bestandteil der Lohnkämpfe
der werktätigen BevöIkerung in der
BRD ist. Arbeitende und lernenCe Ju-
gend, werktätige Bevölkerung kämpfen
heute Seite an Seite gegen den selben
Gegner: das Groß- und Monopolkapital.
Mit vierwöchigem Streik wuide durch
konsequentes solidarisches Handeln ein
für die Studentenschaft annehmbares
Ergebnis erkämpft:

Erfolg der Poststudenten Dieburg:
Teuerungszulage erkämpft !

2. Wegfall der Differenzierung zwischen
Grund- und Hauptstudium (bisher
erhielten die Studenten des l. bis
3. Semesters 330,- DM und die Stu-
denten des 4. bis 6. Semesters 400,-
DM)

3. Dynamisierung des Förderungssatzes
in Angleichung ân die Tarifverträge
der Deutschen Postgewerkschaft
(DPG)

Die untragbare Situation wird u, a. be-
stimmt
durch die niedrigen Förderungssätze,
durch eine 8ti:jährige Verpfliõhtung'bci
der Post,
durch.die unzureichende Besoldung derlngenieure im öffenilichen Dienst.qìtrch die Un.möglichkeit eines Weiter_studlums (Rückzahlungsverpflichtung
von ca. 20 000 DM)_
Ab 12. Juli ?2 unicrstützte die DpG die
luf8e$eltten Forderungcn. Die folgen_rjcn. Verhandlungcn der studentisõhen
,v.erlretcr und des HauptvorstanCcs der
PI^q i", Bonn btieben òr,nu n.roie. oìåorrensichiliche Sinnlosigkeit der."Vcr_oand_tungcn zwangen die Studenten_scnatl zu offcnsiven Handlungen.

? *,.* ífi,;,tí*Þ ::

Da.s Bundespostministerium berurt sich t illiìf, 
der studienförderuns auf

bei seincn Entschcidungen auf cine ,,in-
terministerielle Kon.ferenz". deren Zu- 2. Aufhebung der. unterschiedlichen
sammenkunft innerhalb eines Jahres Förderung von Grund- und Haupt-
absic:htlichmehrmalsverschobenwurde. studium.***''+J- 

r:. r q ,.,'! f 'llt** *.tn,.i- :;,j 1 ' .,,t',-'.. Y":;),r*- . tltt 
çi



*emsinsam tilr
äi-äiË 5oü
â:ffifu1?tt

¡¡¿¡6n, wìrd
ft.t*

let¡t FttdÍi¡dl

I
t

¡tt J¡tltfiûn,d¡tlgtt'¡!

Erfolg aucfi in Mündren

Mietpre¡serhöhung
verhindert!

i{:jiiriif:r' :l "',i: :'l :l
':ìi ::i ¡i :l: :i ìi ll:'r.. r: r:: .. : !: ,¡:i

:ii :: ut ìtì

t ': liìi:';:rji

**
*"1 ,-'ii:rffft

Æ ä,t*
$.f¡
rur"#

massenhaft Ausdruck zu verleihen undin landeseinheitlichen Aktivitäten diã
Studentenschaft an allen Hochschulen
einzubeziehen, beschloß die LAK die
Aktionstage vom 2?. bis 29. 11. Gleich-
zeitig sollte der vom VDS initiierte So-
zialkampf um mehr BAFöG als wei-
terer Schwerpunkt einbezogen werden,
weil die soziale Misere immer mehr
Kommilitonen unter den Nägeln
brannte.
Die Aktionstage selbst waren ein großer
Erfolg für die Studentenbewegung in
NRlM.
An vielen HS gelang es, bisher unorga-
nisierte Studenten in die Aktivitäten
einzubeziehen. Z. B, gab es an der GHS
Essen in jedem Fachbereich Arbeits-
kreise zu folgenden Themen: Prüfungs-
ordnung, BAFöG, Integrierte Studien-
gänge, Lehrerausbildung usw. Insge-
samt haben in diesen AGs mehr als 300
(von 6000) Studenten gearbeitet. Aktivs
bereiieten die Iniormationen der arbei-
tenden Bevölkerung vor, verteilten die
Materialien in den Städten, diskutierten
an Info-Ständen in Arbeitervierteln. In
W, Teach-ins traten Gewerkschafts-
vertreter, Betriebsräte und Jugendver-
treter auf. Hochschullehrer und einige
Rektoren erklärten sich mit den Forde-
rungen der Studenten solidarisch.

Insgesamt wurden die Aktionstage ent-
sprechend der politischen Orientierung
der LAK an lB FHS und GHS durch-
geführt.
Daß dieser Massenkampf der Studenten
nidrt ohne poiitische 'Wirkung war,
zeigte sich auch an der Reaktion der
Herrschenden. Minister Rau ließ ein
Flugblatt an allen Hochschulen ver-
teilen, in denen er behauptete, sein
RPO-ErIaß sei nur als ,,Modell zu ver-
stehen, daß einige Grundsätze verbind-
lich festlegt"; zurn BAFöG meinte er,
daß eine,,Verbesserung... unumgäng-
lich" sei, und er werde ,,nachdrücklich"
dafür ,,eintreten".
Die Studenten werden ihn beim Wort
nehmen, d. h. sie erwarten Anerken-
nung der gemeinsam von Studenten und
Dozenten erarbeiteten demokratischen
Prüfungsordnungen und sofortigeRück-
nahme des RPO-Erlasses vom SS 73.
D. h. zur Durchsetzung unserer BAFöG-
Forderungen Unterstützung des Stern-
marsches auf Bonn, vorlesungs- un.d
kler.¡,surenfrei am 24. 1.!
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Durcfi sol¡dar¡sche Kampfbereitscñaft konnten die Heimbewohner der
Müncftner Studentenstadt Freimann e¡ne drastisc*re Mieterhöhung ab-
wehren:
Bei einer Urabstimmung ¡n der Studentenstadt Freimann sl¡mmten 81,6
Prozent aller Studenten, denen der Mietvertrag wegen Erhöhung der
Grundmiete Ende November gekünd¡gt worden war, für einen Miet-
erhöhungsstreikl
lhre Forderungen verknüpften sie mit der bundeswe¡ten Forderung
rüd<wirkender Anhebung der.BAFöG-Sätze ab '1. i0. i97O und beg
ihre Aktionen m¡t als Vorbereitung für den Sternmarsch des vds.

;'?"ît)

Die Vielzahl von Versammlungen, Dis-
kussionen und Sitzungen in den 'TVohn-

heimen (auch andere Wohnheime soli-
darisierten sich mit den Forderungen
aus der Studentenstadt), die der Ur-
abstimmung vorausgingen, brachten
noch eine Reihe von Fakten ans Licht,
die bislang in den Schubläden des Stu-
dentenwerks vergilben:

Eine Stichprobe der Förderungsabtei-
lung ergab: die Ausbildungsförderung
ist um insgesamt 130/o zurückgegangen,
der durchschnittliche Förderungsbetrag
sank von 331,- auf 289,-.
50/o der bisher Geförderten fielen aus
der Förderung heraus;
bei 610/o verringerte sich die Förderung
(bei nur 1?0/o stieg die Förderung).

Eine Umfrage in der Studentenstadt
bestätigte diese Angaben, darüber hin-
aus wurde f estgestellt: 630/o aller Be-
wohner sind BAFöG-Empfänger, über
600/o aller gtudenten arbeiten regel-
mäßig während des Semesters.
Auch die \Mohnheimverwaltung gab
einige interessante Zdnlen bekannt:
So beträgt die Steigerung von Mieten
und Umlagen von 1970 bis 74 genau
48ol0, von 87,- auf 130,- DM!
Die Kosten des Wohnheimbaus l¡etiefen
sich vor 10 Jahren noch pro Platz auf
14 000,-, sie betrugen beim Bau des
letzten Studentensilos in Freimann über
30 000,-. Dies hält iedoch Bundesmini-
ster Dohnanyi nicht davon ab, einen
Kostcnrichtsatz von 21 000,- zu fixie-
ren. 1ilas herauskommt sind Entwürfe,
die dann bei 1000 Bewohn,ern ein,en
Aufenthaltsraum mit 12 Stühlen vor-
sehen !

So verwundert es nicht, daß der Wohn-
heimbau nicht mit der Entwickiung der
Studentenzahlen Schritt hält: in Mün-
chen haben nur 14,30/o der Studenten
einen Heimplatz. Wer nicht bei den
Eltern wohnt, hat in München einen
Durchsdlnittsmiete von 208,- aufzu-

bringenl (Diese Zahlen sind in einer
bislang noch nicht veröffentlichten Um-
frage des Stadtentwicklungsreferats
enthalten.)

Kleine Bemerkung am Rande: Für ihre
Vermittlerdienste und zweijährliche
Kontoauszüge erhält die Bayrisclre
Landeskreditanstalt vom Studentenwerk
jährlich 28 000,- DM Gebühren. Beim
neuesten Bauabschnitt in Freimann fal-
len für 1000 Studenten allein 3? 000,-
DM Notariatskosten an, die jeder ,,ge-
meinnützigen" Wohnungsbaugesell-
schaft, die Luxuseigentumswohnungen
baut, per Gesetz erlassen werden -dem St,uden,tenwerk jedoch nicht.

Der Sozialkampf auch in München
zeigt'. Gemeinsames Handeln zwingt
auch den Staatsapparat und seine Auf-
tragsvelwaltung (wie das Studentenl .

welk in iVlünchen,¡ zu ZugeständnissenF
Am 18. 12. ?3 beschloß der Vorstand
des Studentenwerks

O Die Grundmiete aller Wohnheime
wird nicht erhöht (Finanzierung er-
folgt über die Rüchlagen neuerer
Wohnheime).

O Die Brhöhung der Umlagen wird
verschoben, da sie bei den gegen-
u'ärtigen BAFöG-Sätzen nicht zu-
lnutbar ist.

O Allc Kündigungen werden zurück-
genommen!

Rau d¡ktiert I

Reform krepiert
Yom27.11. bis 29.11.1973 fanden an der Fachhocfisctrule und Gesaml-
hocfiscfiule in NRW landeseinh¬¡ll¡d Aktionslage slatt.
Bei diesen Aktionstagen, an denen s¡cñ insgesamt mehr als 40 000 Stu-
denten in NRW betêiligten, g¡ng es scNrwerpunktmäßig um d¡e zuneh-
mende Reglementierung des Studiums durdt yerscñärfte Prüfungsord-
nungen und um die soziale Lage der Studenten, insbesondere um An-
hebung des BAFöG-Satzes auf 500,- DM und Erhöhung der Elternfrei-
beträge auí1200,- DM.
'Wie kam es zu diesen seit Semestern

qrößten Massenaktionen der Studenten

Ç"fy; ?B hatte wissenschartsminister
Rau Rahmenrichtlinien für Prüfungs-
ordnungen an FH und GHS er.lassen,
die eine Verschärfung der bisherigen
Studienbedingungen bedeuteten: Erhö-
hung der Anzahl von Leistungsnach-
weisen, Zwischenprüfungen, Abschaf-
fung der freien \Mahl des Prüfers usw.
Dieser Prüfungs-Erlaß, der von vielen
Hochschullehrern und den Studenten
prinzipiell abgelehnt wurde, sollte nun
auf alle Fächer angewandt und kon-
kretisieit w-erden. Hochschullehrer und
Studenten sollten nun, nach dem Willen
Raus, in,,demokratischen,, Gremien,
unter der Staatsaufsicht eines Ministe-
rialbeamten diese reaktionäre Rahmen-
prüIungsordnung (Rpo) ausfüllen und
fachspezifische prüfungsordnungen er-
arbeiten.
Rau wollte den Hochschulangehörigendie Rolle von nützlichen ldioten zu-
'"veisen, um unter dem Deckmantel von
,,demokratischer,, Mitarbeit und Mitbe_stimmung sein reaktionäres Formie_

. rungskonzept durchzusetzen.
f.-"q"eun setzten die Studenten sich zurwehr. Zu Beginn des .WS wurden auf

einer Landesastenkonferenz Grund-
sätze für eine demokratische Prüfungs-
reform diskutiert und verabschiedet (in
vielen Punkten in Anlehnung an das
Programm für das gemeinsame Han-
deln). Auf dieser inhaltlichen, Grund-
lage, die eine fortschrittliche Alterna-
tive zur Rauschen RPO darstellte, soll-
ten dann in Zusammenarbeit mit vielen
fortschrittlichen Dozenten an den HS
demokratische Fachprùfungen erarbei-
tet werden. Die Mitarbeit in den vom
\MiMi eingesetzten Fachausschüssen zur
Konkretisierung der reaktionären RpO
wurden von den Studenten abgelehnt.
An fast allen FH und GHS wurde dann
nach dÍesem Konzept vorgegangen. Kein
Studentenvertreter beteiligte sich ân
den \Mi-Mi-Fachausschüssen, viele
Hochschullehrer schlossen sich dem
Boykott der Studenten an. Da an den
HS diese Gremien oft von Studenten
zur öffentlichen Diskussion gezwungen
wenden, weigerten sie sich, weiter in
Hochschulen zu tagen und zogen ins
WiMi. In vielen Fachbereichen wurden
gemeinsam von Studenten und Dozen-
ten demokratische Prüfungsentwürfe
vorgelegt.
Um diesem Kampf für fortschrittliche
Studien- und Prüfungsbedingungen
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massenhaft Ausdruck zu verleihen undin landeseinheitlichen Aktivitäten diã
Studentenschaft an allen Hochschulen
einzubeziehen, beschloß die LAK die
Aktionstage vom 2?. bis 29. 11. Gleich-
zeitig sollte der vom VDS initiierte So-
zialkampf um mehr BAFöG als wei-
terer Schwerpunkt einbezogen werden,
weil die soziale Misere immer mehr
Kommilitonen unter den Nägeln
brannte.
Die Aktionstage selbst waren ein großer
Erfolg für die Studentenbewegung in
NRlM.
An vielen HS gelang es, bisher unorga-
nisierte Studenten in die Aktivitäten
einzubeziehen. Z. B, gab es an der GHS
Essen in jedem Fachbereich Arbeits-
kreise zu folgenden Themen: Prüfungs-
ordnung, BAFöG, Integrierte Studien-
gänge, Lehrerausbildung usw. Insge-
samt haben in diesen AGs mehr als 300
(von 6000) Studenten gearbeitet. Aktivs
bereiieten die Iniormationen der arbei-
tenden Bevölkerung vor, verteilten die
Materialien in den Städten, diskutierten
an Info-Ständen in Arbeitervierteln. In
W, Teach-ins traten Gewerkschafts-
vertreter, Betriebsräte und Jugendver-
treter auf. Hochschullehrer und einige
Rektoren erklärten sich mit den Forde-
rungen der Studenten solidarisch.

Insgesamt wurden die Aktionstage ent-
sprechend der politischen Orientierung
der LAK an lB FHS und GHS durch-
geführt.
Daß dieser Massenkampf der Studenten
nidrt ohne poiitische 'Wirkung war,
zeigte sich auch an der Reaktion der
Herrschenden. Minister Rau ließ ein
Flugblatt an allen Hochschulen ver-
teilen, in denen er behauptete, sein
RPO-ErIaß sei nur als ,,Modell zu ver-
stehen, daß einige Grundsätze verbind-
lich festlegt"; zurn BAFöG meinte er,
daß eine,,Verbesserung... unumgäng-
lich" sei, und er werde ,,nachdrücklich"
dafür ,,eintreten".
Die Studenten werden ihn beim Wort
nehmen, d. h. sie erwarten Anerken-
nung der gemeinsam von Studenten und
Dozenten erarbeiteten demokratischen
Prüfungsordnungen und sofortigeRück-
nahme des RPO-Erlasses vom SS 73.
D. h. zur Durchsetzung unserer BAFöG-
Forderungen Unterstützung des Stern-
marsches auf Bonn, vorlesungs- un.d
kler.¡,surenfrei am 24. 1.!
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Durcfi sol¡dar¡sche Kampfbereitscñaft konnten die Heimbewohner der
Müncftner Studentenstadt Freimann e¡ne drastisc*re Mieterhöhung ab-
wehren:
Bei einer Urabstimmung ¡n der Studentenstadt Freimann sl¡mmten 81,6
Prozent aller Studenten, denen der Mietvertrag wegen Erhöhung der
Grundmiete Ende November gekünd¡gt worden war, für einen Miet-
erhöhungsstreikl
lhre Forderungen verknüpften sie mit der bundeswe¡ten Forderung
rüd<wirkender Anhebung der.BAFöG-Sätze ab '1. i0. i97O und beg
ihre Aktionen m¡t als Vorbereitung für den Sternmarsch des vds.
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Die Vielzahl von Versammlungen, Dis-
kussionen und Sitzungen in den 'TVohn-

heimen (auch andere Wohnheime soli-
darisierten sich mit den Forderungen
aus der Studentenstadt), die der Ur-
abstimmung vorausgingen, brachten
noch eine Reihe von Fakten ans Licht,
die bislang in den Schubläden des Stu-
dentenwerks vergilben:

Eine Stichprobe der Förderungsabtei-
lung ergab: die Ausbildungsförderung
ist um insgesamt 130/o zurückgegangen,
der durchschnittliche Förderungsbetrag
sank von 331,- auf 289,-.
50/o der bisher Geförderten fielen aus
der Förderung heraus;
bei 610/o verringerte sich die Förderung
(bei nur 1?0/o stieg die Förderung).

Eine Umfrage in der Studentenstadt
bestätigte diese Angaben, darüber hin-
aus wurde f estgestellt: 630/o aller Be-
wohner sind BAFöG-Empfänger, über
600/o aller gtudenten arbeiten regel-
mäßig während des Semesters.
Auch die \Mohnheimverwaltung gab
einige interessante Zdnlen bekannt:
So beträgt die Steigerung von Mieten
und Umlagen von 1970 bis 74 genau
48ol0, von 87,- auf 130,- DM!
Die Kosten des Wohnheimbaus l¡etiefen
sich vor 10 Jahren noch pro Platz auf
14 000,-, sie betrugen beim Bau des
letzten Studentensilos in Freimann über
30 000,-. Dies hält iedoch Bundesmini-
ster Dohnanyi nicht davon ab, einen
Kostcnrichtsatz von 21 000,- zu fixie-
ren. 1ilas herauskommt sind Entwürfe,
die dann bei 1000 Bewohn,ern ein,en
Aufenthaltsraum mit 12 Stühlen vor-
sehen !

So verwundert es nicht, daß der Wohn-
heimbau nicht mit der Entwickiung der
Studentenzahlen Schritt hält: in Mün-
chen haben nur 14,30/o der Studenten
einen Heimplatz. Wer nicht bei den
Eltern wohnt, hat in München einen
Durchsdlnittsmiete von 208,- aufzu-

bringenl (Diese Zahlen sind in einer
bislang noch nicht veröffentlichten Um-
frage des Stadtentwicklungsreferats
enthalten.)

Kleine Bemerkung am Rande: Für ihre
Vermittlerdienste und zweijährliche
Kontoauszüge erhält die Bayrisclre
Landeskreditanstalt vom Studentenwerk
jährlich 28 000,- DM Gebühren. Beim
neuesten Bauabschnitt in Freimann fal-
len für 1000 Studenten allein 3? 000,-
DM Notariatskosten an, die jeder ,,ge-
meinnützigen" Wohnungsbaugesell-
schaft, die Luxuseigentumswohnungen
baut, per Gesetz erlassen werden -dem St,uden,tenwerk jedoch nicht.

Der Sozialkampf auch in München
zeigt'. Gemeinsames Handeln zwingt
auch den Staatsapparat und seine Auf-
tragsvelwaltung (wie das Studentenl .

welk in iVlünchen,¡ zu ZugeständnissenF
Am 18. 12. ?3 beschloß der Vorstand
des Studentenwerks

O Die Grundmiete aller Wohnheime
wird nicht erhöht (Finanzierung er-
folgt über die Rüchlagen neuerer
Wohnheime).

O Die Brhöhung der Umlagen wird
verschoben, da sie bei den gegen-
u'ärtigen BAFöG-Sätzen nicht zu-
lnutbar ist.

O Allc Kündigungen werden zurück-
genommen!

Rau d¡ktiert I

Reform krepiert
Yom27.11. bis 29.11.1973 fanden an der Fachhocfisctrule und Gesaml-
hocfiscfiule in NRW landeseinh¬¡ll¡d Aktionslage slatt.
Bei diesen Aktionstagen, an denen s¡cñ insgesamt mehr als 40 000 Stu-
denten in NRW betêiligten, g¡ng es scNrwerpunktmäßig um d¡e zuneh-
mende Reglementierung des Studiums durdt yerscñärfte Prüfungsord-
nungen und um die soziale Lage der Studenten, insbesondere um An-
hebung des BAFöG-Satzes auf 500,- DM und Erhöhung der Elternfrei-
beträge auí1200,- DM.
'Wie kam es zu diesen seit Semestern

qrößten Massenaktionen der Studenten

Ç"fy; ?B hatte wissenschartsminister
Rau Rahmenrichtlinien für Prüfungs-
ordnungen an FH und GHS er.lassen,
die eine Verschärfung der bisherigen
Studienbedingungen bedeuteten: Erhö-
hung der Anzahl von Leistungsnach-
weisen, Zwischenprüfungen, Abschaf-
fung der freien \Mahl des Prüfers usw.
Dieser Prüfungs-Erlaß, der von vielen
Hochschullehrern und den Studenten
prinzipiell abgelehnt wurde, sollte nun
auf alle Fächer angewandt und kon-
kretisieit w-erden. Hochschullehrer und
Studenten sollten nun, nach dem Willen
Raus, in,,demokratischen,, Gremien,
unter der Staatsaufsicht eines Ministe-
rialbeamten diese reaktionäre Rahmen-
prüIungsordnung (Rpo) ausfüllen und
fachspezifische prüfungsordnungen er-
arbeiten.
Rau wollte den Hochschulangehörigendie Rolle von nützlichen ldioten zu-
'"veisen, um unter dem Deckmantel von
,,demokratischer,, Mitarbeit und Mitbe_stimmung sein reaktionäres Formie_

. rungskonzept durchzusetzen.
f.-"q"eun setzten die Studenten sich zurwehr. Zu Beginn des .WS wurden auf

einer Landesastenkonferenz Grund-
sätze für eine demokratische Prüfungs-
reform diskutiert und verabschiedet (in
vielen Punkten in Anlehnung an das
Programm für das gemeinsame Han-
deln). Auf dieser inhaltlichen, Grund-
lage, die eine fortschrittliche Alterna-
tive zur Rauschen RPO darstellte, soll-
ten dann in Zusammenarbeit mit vielen
fortschrittlichen Dozenten an den HS
demokratische Fachprùfungen erarbei-
tet werden. Die Mitarbeit in den vom
\MiMi eingesetzten Fachausschüssen zur
Konkretisierung der reaktionären RpO
wurden von den Studenten abgelehnt.
An fast allen FH und GHS wurde dann
nach dÍesem Konzept vorgegangen. Kein
Studentenvertreter beteiligte sich ân
den \Mi-Mi-Fachausschüssen, viele
Hochschullehrer schlossen sich dem
Boykott der Studenten an. Da an den
HS diese Gremien oft von Studenten
zur öffentlichen Diskussion gezwungen
wenden, weigerten sie sich, weiter in
Hochschulen zu tagen und zogen ins
WiMi. In vielen Fachbereichen wurden
gemeinsam von Studenten und Dozen-
ten demokratische Prüfungsentwürfe
vorgelegt.
Um diesem Kampf für fortschrittliche
Studien- und Prüfungsbedingungen
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Frankfurt: Da das Verwaltungsgericht
¡¡lie bestehende Satzung der verfaßten
Itudentenschaft an der Uni Frankfurt
-für ungültig erklärt hatte, erläßt Prä-

sident Kantzenbach eine Satzung, die
alle Fachschaftsvertretungen, die auf
Vollversammlungen gewählt wurden,
für illegal erklärt und streicht allen
Fachschaften die Finanzen.

Kantzenbach verbietet dem Fachschafts-
referenten des ASIA unter Androhung
von Strafe, Materialien der Fachschaf-
ten zu finanzieien.

Kantzenbach wendet sich mit Rund-
schreiben an alle professoren, bei Tu-
torienvergabe auch politische Kriterien
zu beachten und Studenten auszuschlie-
ßen, die die Bemühungen der Studentenunterstützen, in ihreñ Vorlesungen zuorslrutieren. So wird Klaus Kãtarskivon einem Stipendienverbot betroffen.oowohl sich die Fachbereichskonferenz
l|r e¡ne Stipendienvergabe ausgespio_chen hatte-

Erlange¡r./Nürnbcrg: Prozeß,gegen sie-
ben Studenten der lvViSo-Fakultät, die;n Vorlesungen der Uni über das bay-
rische Hochschulgesetz diskutiert haben.
Der Staatsanwalt legt gegen sechs Frei-
sprüche Berufung ein.

München: Auch an der Uni München,
die unter Polizeidirektor Lobkowicz
schon'von mehreren Polizeieinsätzen
heimgesudrt wurde, wird die D,urd¡-
setzung des Büchertischverbots mit Po-
lizeigewalt angedroht.

Polizeispitzel durchwühlen in der Gar-
derobe des Germanistischen Instituts
der Universität die Tasche eines Spar-
takus-Mitglieds und ,,sichern,. alles
Material mit,politischem tnhat_1,

Braunsohweig: Mit Polizeigewalt wird
auf Anforderung des TU-Rektors Henze
am 14. November eine seit Semestern
von Studenten verhinderte reaktionäre
Architekturprüfung bei Prof. Hecht
durchgesetzt. Die Forderungen der Stu-
denten nach Berufung eines demokra-
tíschen Architekturprofessors und Mit-
bestimmung über die Lehrinhalte wur-
den abgeblockt.

PS: Henze war es, der gegenüber der
Welt erklärte, der Beschluß der west-
deutschen Rektorenkonferenz zum Ver-
bot des ,,K"SV ridrte sict¡ ,,audr gegen
andere extremistische Studentenorgani-
sationen, die an den Hochschulen Ge-
walt anwenden", dazu gehöre auch der
moskauorientierte kommunistische Stu-
dentenverband Spartakus und der sozia-
listische Hochschulbund SHB.

November

13

Mannheim: Der CDU-Mitbestimmungs-
experte und Rektor der Universität,
Gaukler, verweigert dem MSB Sparta-
kus die Anerkennung als politische Stu-
dentengruppe, um eine Sperrung von
Räumen, Behinderung der politischen
Arbeit und die Verhinderung der Wahl-
beteiligung des MSB vorzubereiten.

Mt¡eh.en :- prozesse gegen Studenten der
,v,ur 

rvrunchen, die während der Aktions_

åt'äi,;i,'S,ii:'i'iå#'ïlåi:*i"Tå';

Bailen-T9ürútemberg: Die Rektoren des
Landes diktieren auf Geheiß des Kultus-
ministeriums den Studenten Wahlord-
nungen. Polizeirektor Theiß der lübin-
ger Universität schießt mit einer poli-
tischen rvVohlverhaltensklausel den
Vogel ab.

Bonn: Am 14. November wird bei einer
vom RCDS provozierten Prügelei in der
Mensa Polizei eingesetzt.

rote-blätter-Terrorkalender

Ja derTerror an den,

Hochschulen n¡mmt zu!

Ausgerechnet der Bund Freiheit der'Wissensdraft hat einen ,,Kalender der
Krawalle" aufgestellt. Was er da zu-
sammengetragen hat, ist mehr als dürf-
tig, voller Lügen und Verdrehungen.
Ein Beispiel nur: Krawall in Frankfurt
am 13. November: ,,Die Vorlesung des
Frankf urter rüirtschaf tswissenschaftlers
Wolfram Engels wird gesprengt. Engels
ist einer der bekanntesten Verfedrter
der sozialen Marktwirtsdtaft. Gegen ihn
ridrten sidr wiederholt gezielte Ak-
tionen."
Dieser BUF-,,Kalender" war für die
Redaktion der roten blätter Anlaß, sic}¡
in einer Blitzumfrage ein überblick über
die tatsächlictre Gewaltanwendung an
den Hochsdrulen der Bundesrepublik zu
versdraffen. Ein unvollständiger lJber-
blid<, selbstverständlidr. Berufsverbote
z. B. tauctren in der folgenden Aufstel-
lung nidrt auf. Was anders aber als Ge-
waltanwendung ist es, politisctr mißlie-
bigen, aktiven Demokraten durch Be-

rufsverbot die Existenzgrundlage zu
entziehen? Was anderes als Gewalt ist
es denn auctr, wenn an unzähligen Hoch-
schulen willkürlidr Verbote zu plaka-
tieren, Flugblätter zu verteilen, Bücher-
tisdle aufzustellen usw. erlassen werden.
Die Fadensd¡einigkeÍt der Begründun-
gen kennt keine Grenzen, wenn z. B. das
Verbot, Wandzeitungen aufzuhängen
mit einer akuten Brandgefahr begrün-
det wird. Die Studenten werden sich
aber ihr Reclrt auf Diskussion und
freie Meinungsäußerung nicht nehmen
lassen. Versdtärftes Ordnungsrecht und
hysterisdrer Polizeiterror werden den
Fortschritt der Studentenbewegung nictrt
aufhalten.
Hier nun also die lückenhafte Zusam-
menstellung von offener, brutaler oder
sublimer Terror- und Gewaltanwen-
dung der Herrschenden an Hoctrschulen
der Bundesrepublik, allein aus einem
halben Semester, von Oktober bis De-
zembcr 1973:

lmmer häufiger und ¡mmer austf¡nr¡¡ctrer geifert die Redrtspresse gegen
wachsenden Tefror an den Hoc*rschulen der Bundesrepublik. ,,Gewalt-
tätigkeiten häufen sidr" stellt die ,,Welt" Mitte Dezember ¡n ihrem Auf-
macherartikel auf der ersten Seite fest. Und da hat sie la gar niclrt so
unrecñt. \lVer wollte aucft bestreiten, daß in Kultusbürokrât¡e und Hoch-
sdrulyerwaltung immer öfter nacñ dem Polizeiknüppel gerufen wird,
wenn den Herren studentisc{re Argumente zu unbequem werden, wenn
Studenten für ihre demokratischen Rechte akt¡v werden.

Oktober

Hamburg: Am Soz. Pol.-Institut werden
Wandzeitungen des MSB SPARTAKTJS
in Brand gesteckt 

- mit großer 'Wa¡rr-.¡r
sctrein'lichkeit durch einen Þrofessor Oel)
Instituts. Die \MeIt veröffentlictrt in die--.
sem Zusammenhang einen großen Ver-
teidigungsartikel für den Exiltschecho-
sloWaken Prosenc.
Am Romanistik-Institut werden durch
den Prof. Hampel Wandzeitungen und
SPARTAKUS-Bretter abgerissen.

Hessen: Die hessische Landesregierung
will mit dem ,,Anwendungsgesetz für die
Gewährung von Studiengeldfreiheit"
sdrarfen sozialen Druck. auf die Studen-
ten ausüben: Alle Studenten, die auctt
nur ein Semester die ,,Regglstudienzeit"
überzogen haben, müssen die Studien-
gebühren bezahlen.

Marburg: Unter Bezug auf das Sparta-
kus-Plakat zum Dortmunder Meeting
geht bei dem Fachschaftsrat Medizin
eine anonyme Bombendrohung ein. Der
Dekan nimmt nicht gegen die Bomben-
drohung Stellung, sondern versucht, diaa;
Plakatwerbung für das Meeting zu verllìl
bieten, da politische Stellungnaþmen-
nicht Ín die Uni gehörten.

Bremerhaven: Der Junglehrer Frank
Behrens (Mitglied der DKP) sdtreibt
zur zweiten Lehrerprüfung eine Arbeit,
in der u. a. die Frage der Verstaatli-
chung und demokratischen Kontrolle
von Großkonzernen behandelt wird. Die
Arbeit wird vom Prüfungsausschuß mit
sehr gut bewertet. Daraufhin erhebt der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses
Einspruch. In einer Beratung aller Bre-
mer" Schulrektoren mit Bildungssenator
Thape wird daraufhin die Arbeit mit
6 (!) bewertet.

Baeten-Württemberg: Den Studenten-
schaften der Universität Freiburg, Hei-
delberg, Tübingen und Karlsruhe wird
per Gerichtsbeschluß das politische
Mandat unter Androhung von Geld- und
Haftstrafen untersagt.

München: Dem ASIA der Universität
wird die Beitragszahlune,. a4 , den vds
verboten.
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Frankfurt: Da das Verwaltungsgericht
¡¡lie bestehende Satzung der verfaßten
Itudentenschaft an der Uni Frankfurt
-für ungültig erklärt hatte, erläßt Prä-

sident Kantzenbach eine Satzung, die
alle Fachschaftsvertretungen, die auf
Vollversammlungen gewählt wurden,
für illegal erklärt und streicht allen
Fachschaften die Finanzen.

Kantzenbach verbietet dem Fachschafts-
referenten des ASIA unter Androhung
von Strafe, Materialien der Fachschaf-
ten zu finanzieien.

Kantzenbach wendet sich mit Rund-
schreiben an alle professoren, bei Tu-
torienvergabe auch politische Kriterien
zu beachten und Studenten auszuschlie-
ßen, die die Bemühungen der Studentenunterstützen, in ihreñ Vorlesungen zuorslrutieren. So wird Klaus Kãtarskivon einem Stipendienverbot betroffen.oowohl sich die Fachbereichskonferenz
l|r e¡ne Stipendienvergabe ausgespio_chen hatte-

Erlange¡r./Nürnbcrg: Prozeß,gegen sie-
ben Studenten der lvViSo-Fakultät, die;n Vorlesungen der Uni über das bay-
rische Hochschulgesetz diskutiert haben.
Der Staatsanwalt legt gegen sechs Frei-
sprüche Berufung ein.

München: Auch an der Uni München,
die unter Polizeidirektor Lobkowicz
schon'von mehreren Polizeieinsätzen
heimgesudrt wurde, wird die D,urd¡-
setzung des Büchertischverbots mit Po-
lizeigewalt angedroht.

Polizeispitzel durchwühlen in der Gar-
derobe des Germanistischen Instituts
der Universität die Tasche eines Spar-
takus-Mitglieds und ,,sichern,. alles
Material mit,politischem tnhat_1,

Braunsohweig: Mit Polizeigewalt wird
auf Anforderung des TU-Rektors Henze
am 14. November eine seit Semestern
von Studenten verhinderte reaktionäre
Architekturprüfung bei Prof. Hecht
durchgesetzt. Die Forderungen der Stu-
denten nach Berufung eines demokra-
tíschen Architekturprofessors und Mit-
bestimmung über die Lehrinhalte wur-
den abgeblockt.

PS: Henze war es, der gegenüber der
Welt erklärte, der Beschluß der west-
deutschen Rektorenkonferenz zum Ver-
bot des ,,K"SV ridrte sict¡ ,,audr gegen
andere extremistische Studentenorgani-
sationen, die an den Hochschulen Ge-
walt anwenden", dazu gehöre auch der
moskauorientierte kommunistische Stu-
dentenverband Spartakus und der sozia-
listische Hochschulbund SHB.
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Mannheim: Der CDU-Mitbestimmungs-
experte und Rektor der Universität,
Gaukler, verweigert dem MSB Sparta-
kus die Anerkennung als politische Stu-
dentengruppe, um eine Sperrung von
Räumen, Behinderung der politischen
Arbeit und die Verhinderung der Wahl-
beteiligung des MSB vorzubereiten.

Mt¡eh.en :- prozesse gegen Studenten der
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Bailen-T9ürútemberg: Die Rektoren des
Landes diktieren auf Geheiß des Kultus-
ministeriums den Studenten Wahlord-
nungen. Polizeirektor Theiß der lübin-
ger Universität schießt mit einer poli-
tischen rvVohlverhaltensklausel den
Vogel ab.

Bonn: Am 14. November wird bei einer
vom RCDS provozierten Prügelei in der
Mensa Polizei eingesetzt.

rote-blätter-Terrorkalender

Ja derTerror an den,

Hochschulen n¡mmt zu!

Ausgerechnet der Bund Freiheit der'Wissensdraft hat einen ,,Kalender der
Krawalle" aufgestellt. Was er da zu-
sammengetragen hat, ist mehr als dürf-
tig, voller Lügen und Verdrehungen.
Ein Beispiel nur: Krawall in Frankfurt
am 13. November: ,,Die Vorlesung des
Frankf urter rüirtschaf tswissenschaftlers
Wolfram Engels wird gesprengt. Engels
ist einer der bekanntesten Verfedrter
der sozialen Marktwirtsdtaft. Gegen ihn
ridrten sidr wiederholt gezielte Ak-
tionen."
Dieser BUF-,,Kalender" war für die
Redaktion der roten blätter Anlaß, sic}¡
in einer Blitzumfrage ein überblick über
die tatsächlictre Gewaltanwendung an
den Hochsdrulen der Bundesrepublik zu
versdraffen. Ein unvollständiger lJber-
blid<, selbstverständlidr. Berufsverbote
z. B. tauctren in der folgenden Aufstel-
lung nidrt auf. Was anders aber als Ge-
waltanwendung ist es, politisctr mißlie-
bigen, aktiven Demokraten durch Be-

rufsverbot die Existenzgrundlage zu
entziehen? Was anderes als Gewalt ist
es denn auctr, wenn an unzähligen Hoch-
schulen willkürlidr Verbote zu plaka-
tieren, Flugblätter zu verteilen, Bücher-
tisdle aufzustellen usw. erlassen werden.
Die Fadensd¡einigkeÍt der Begründun-
gen kennt keine Grenzen, wenn z. B. das
Verbot, Wandzeitungen aufzuhängen
mit einer akuten Brandgefahr begrün-
det wird. Die Studenten werden sich
aber ihr Reclrt auf Diskussion und
freie Meinungsäußerung nicht nehmen
lassen. Versdtärftes Ordnungsrecht und
hysterisdrer Polizeiterror werden den
Fortschritt der Studentenbewegung nictrt
aufhalten.
Hier nun also die lückenhafte Zusam-
menstellung von offener, brutaler oder
sublimer Terror- und Gewaltanwen-
dung der Herrschenden an Hoctrschulen
der Bundesrepublik, allein aus einem
halben Semester, von Oktober bis De-
zembcr 1973:

lmmer häufiger und ¡mmer austf¡nr¡¡ctrer geifert die Redrtspresse gegen
wachsenden Tefror an den Hoc*rschulen der Bundesrepublik. ,,Gewalt-
tätigkeiten häufen sidr" stellt die ,,Welt" Mitte Dezember ¡n ihrem Auf-
macherartikel auf der ersten Seite fest. Und da hat sie la gar niclrt so
unrecñt. \lVer wollte aucft bestreiten, daß in Kultusbürokrât¡e und Hoch-
sdrulyerwaltung immer öfter nacñ dem Polizeiknüppel gerufen wird,
wenn den Herren studentisc{re Argumente zu unbequem werden, wenn
Studenten für ihre demokratischen Rechte akt¡v werden.

Oktober

Hamburg: Am Soz. Pol.-Institut werden
Wandzeitungen des MSB SPARTAKTJS
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- mit großer 'Wa¡rr-.¡r
sctrein'lichkeit durch einen Þrofessor Oel)
Instituts. Die \MeIt veröffentlictrt in die--.
sem Zusammenhang einen großen Ver-
teidigungsartikel für den Exiltschecho-
sloWaken Prosenc.
Am Romanistik-Institut werden durch
den Prof. Hampel Wandzeitungen und
SPARTAKUS-Bretter abgerissen.

Hessen: Die hessische Landesregierung
will mit dem ,,Anwendungsgesetz für die
Gewährung von Studiengeldfreiheit"
sdrarfen sozialen Druck. auf die Studen-
ten ausüben: Alle Studenten, die auctt
nur ein Semester die ,,Regglstudienzeit"
überzogen haben, müssen die Studien-
gebühren bezahlen.

Marburg: Unter Bezug auf das Sparta-
kus-Plakat zum Dortmunder Meeting
geht bei dem Fachschaftsrat Medizin
eine anonyme Bombendrohung ein. Der
Dekan nimmt nicht gegen die Bomben-
drohung Stellung, sondern versucht, diaa;
Plakatwerbung für das Meeting zu verllìl
bieten, da politische Stellungnaþmen-
nicht Ín die Uni gehörten.

Bremerhaven: Der Junglehrer Frank
Behrens (Mitglied der DKP) sdtreibt
zur zweiten Lehrerprüfung eine Arbeit,
in der u. a. die Frage der Verstaatli-
chung und demokratischen Kontrolle
von Großkonzernen behandelt wird. Die
Arbeit wird vom Prüfungsausschuß mit
sehr gut bewertet. Daraufhin erhebt der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses
Einspruch. In einer Beratung aller Bre-
mer" Schulrektoren mit Bildungssenator
Thape wird daraufhin die Arbeit mit
6 (!) bewertet.

Baeten-Württemberg: Den Studenten-
schaften der Universität Freiburg, Hei-
delberg, Tübingen und Karlsruhe wird
per Gerichtsbeschluß das politische
Mandat unter Androhung von Geld- und
Haftstrafen untersagt.

München: Dem ASIA der Universität
wird die Beitragszahlune,. a4 , den vds
verboten.
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I{amburg: In einem reaktionären Urteil
gegen das politische Mandat deg ASIA
werden die ehemaiigen AStA-Vorsit-
zenden zu hohen Geldstrafen verurteilt,
und zwar wegen der Herausgabe zweier
f¡lugblätter anläßiich des Mißtrauens-
votums der CDU CSU im April ?3, in
denen zu einer Kundgebung, auf der
r.uch Uni-Präsident Fischer-Apelt
sprach, aufgerufen wurde.

Braunschweig/Wolfenbüttel: Der Rek-
tor dcr FHS rzersucht, den Beschluß der
Studenten, dem FHS-Dachverband SVI
beizutreten, bei Gerichtsbeschluß rücl<-
gängig zu machen.

empörten Studenten herausgedrängt.
Auf eincr vom AStA einbelufenen Uni-
VV verurteilen die Studenten den Poli-
zci ci nsa tz.
In derselben stellen Polizeibeamte die
Personalien von UZ-Verkäufern fest.
Der Dekan der medizinischen Fakultät
versucht, UZ-Verkauf zu verbieten, un-
ter dem Hinrveis auf das Betriebsver-
fassungsgesetz, da der Verkauf politi-
scher Zeitungen den Betriebsfrieden
störe.

Gießen: Mitgliedern der Sektion Psy-
chologie des MSB Spartakus wird mit
Anzeige wegen Hausfriedensbruch ge-

Frankfurt: Uni-Professor Engels, Mit-
glied des CDU-Wirtschaftsrates und ge-
scheiterter CDU-Bundestagskandidat,
verbietet provokativ in seinen Vorle-
sungen jede Diskussion und liest statt
dessen zeitwellig aus der Bibel vor. Als
sich die Studenten dagegen wehren und
in der Vorlesung Diskussion verlangen,
wird ein Kompromiß ausgehandelt, der
eine einstündige Diskussionszeit für jede
Vorlesung vorsieht. Ais Engels auch
diesen Kompromiß, dem er zugestimmt
hatte, ablehnt und die Studenten weiter
das Diskussionsrecht verlangen, erläßt
Uni-Präsident Kantzenbach eine ein-
wöchige Aussperrung aller ReWi-Stu-
denten. Weiter droht Kantzenbach mit
der Aberkennung des Semesters für alle
Studenten der Uni, da überall in den
Vorlesungen über diese Terrormaßnah-
men diskutiert werde.

Bochum: Brutaler Polizeieinsatz im
Fachbereich Sozialwissenschaften der
Ruhr-Univelsität am 29. 11 Dekan-
i¡y-rrrms uno Plorextor Petzrna ."trdiù
gegen den Wiiien des Rektors durchY
daf3 eine geheim angesetzte Statistik-
klausur, die von den Studenten im Fach-
bereich seit drei Semestern abgelehnt
wild, dulchgeführt wird. Als etwa 300
Studenten Offentlichkeit herstellen,
wird mit einer Hundertsch.aft Polizei
der SoWi-Bcreich besetzt und auf die
im Gebäude befindiichen 1500 Studenten
blind und unmotivicrt losgcschlagen..
Ein Dr-rtzend Sch'"ververletzte, sechs will-
küriichc F cstnahmcn.

Dezember
Münchenr Am 11. 12. wird der Prozeß
gegen das S¡rartakus-Mitglied Jùrgen
Stamm eröffnet. El hatte aus Anlaß der
500-Jahr'-Fcicr dcr Ludrvig-Maximilian-
Univcrsität in München am Tag der
Studentcn (!) an einer Diskussionsver-
anstaltung teilgenommcn. Jetzt wird
ihm volgetvolfen Rädelsführerschaft,
Landflicdcnsbruch, Aufforderung zu
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würfe entbehren jedel Gt'undlage. Außer
einer Gcfängnisstrafe ll) dloht Jürgen
Stamm die Relegation auf Grund des
neuen Ordnungsrechtes dcr CSU.

Hagen: Der Rektor der Fachhochschule
I¿ißt am 3. 12. eine Scnatssitzung mit
Polizci schützen. da dic Studenten zum
Tagesoldnungspunkt 4el Verabschie-
dung eincr ncucn reaktionär'en Studien-
ordnung für das Fach Soziahvcsen
Offentlichkcit herstellen wollen.

Harnburg: Mit Polizeigewalt wird am
14. 12. eine Kundgebung einer maoisti-
schen Gruppe in der Innenstadt auf-
gelöst. Dabei wird ein völlig unbetei-
ligter FHS-Student in einen PolizeÍ-
lvagen gezerrt und ihm dabei eín Arm
gebrochen,

Kiel: Mit brutalem Polizeieinsatz wird
am 5. 12. auf Anforderung von Rektor
Hattenhauer eine Chemieklausu.r durch-
gesetzt. Es handelt sich um eine KIau-
sur, die Erstsemester schon nach fünf
'Wochen ihres Studiums schreiben sol-
len, obwohl sie in keiner Prüfungsord-

Braunschweig: Der Politikprofessor und
Institr¡tslciter Lompe an der TU und
;ein ^rsistent Wasmun untersagen den
Studenten die Diskussion über ihren
Seminarstoff. AIs die Studenten auf
ihrel Forderung nach Diskussion be-
stehcn, rvird von Lompe das Institut
geschlossen.

Hamburg: Bei einer Feier zur Einwei-
hung cines neuen Gebäudes der Hoch-
schulc für Musik wird ein Spartakus-
Mitglied des Hauses verwicscn, weil es
Flugblätter mit den Forderungen der
Studenten verteilt.
Bei der Feier wird die Veranstaltung
aufgelöst, als dcr AStA in seiner Rede
Forderungen der Studenten erläutert.

Marburg: Der Uni-Präsident erläßt
Büchcrtischvcrbot und vcrsucht vom 1.
bis 15.11.73 dieses Verbot durchzu-
setzen, u. a. tauchen drei Kriminalpoli-
zisten in der Mensa auf und stellen die
Personalien von Büchertischverkäufern
fest. Die Kriminalpolizisten werden von

't4

droht, weil sie sich weigern, ihren Info-
Stand zur Bei:atung von Erstsemestern
abzubauen.

Uni-Präsident Meimberg erstattet An-
zei.ge gegen das Spartakus-Mitglied
Hartmut Berg. Er hatte eincn RCDSler
zur Rede gestellt, als er gerade ein MSB-
Plakat ab.qerissen hatte. Darauf wurde
er von einem weiteren RCDSler tätlich
angegriffen und zu Boden geworfen.
Meimberg erstattete die Anzeige ledig-
Iich auf die Dcnunziation des RCDSlers
hin. H. Bcrg wird gar nicht erst zu dem
Vorfali gehört.

Uni-Präsident Meimberg droht mit
Strafanzeige gegen das MSB-Mitglied
L. Wagner. Er hatte als Sprecher der
Studenten und in seiner Eigenschaft als
Mitglied des Fachschalisvorstandes
einen Profcssor in der Vorlesung auf-
gefordert, gcmeinsam mit den Studenten
über die verschärften Bedingungen für
die Vergabe von Scheincn zu disku-
tieren.

nung vorgesehen ist und die überwäI-
tigende Mehrheit der Chemiestudenten
die Absetzung der Klausur fordert.
Frankfurt: Uni-prâsident Kantzenbach
erläßt einstweilige Verfügung mit Straf-
androhung über 1000 DM gegen den
AStA, wenn er weiter die Veisuche von
Studenten unterstützt, in den Vorle-
sungen zu diskutieren.
Marburg: \Mährend des WS ?3 ?4 wird
{"gi Spartakus-Mitgliedern das Gra-outertenstipendium aus politischen
Gründen verweigert.
Münc-hen: Am lb. 12. untersagt der Rek-
lot gg.. TU eine Chile-Veianstattung
cles Münchener Chile-Komitees mit deiõegrundung: Energieknappheit.
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men diskutiert werde.

Bochum: Brutaler Polizeieinsatz im
Fachbereich Sozialwissenschaften der
Ruhr-Univelsität am 29. 11 Dekan-
i¡y-rrrms uno Plorextor Petzrna ."trdiù
gegen den Wiiien des Rektors durchY
daf3 eine geheim angesetzte Statistik-
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wird mit einer Hundertsch.aft Polizei
der SoWi-Bcreich besetzt und auf die
im Gebäude befindiichen 1500 Studenten
blind und unmotivicrt losgcschlagen..
Ein Dr-rtzend Sch'"ververletzte, sechs will-
küriichc F cstnahmcn.

Dezember
Münchenr Am 11. 12. wird der Prozeß
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Stamm eröffnet. El hatte aus Anlaß der
500-Jahr'-Fcicr dcr Ludrvig-Maximilian-
Univcrsität in München am Tag der
Studentcn (!) an einer Diskussionsver-
anstaltung teilgenommcn. Jetzt wird
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Stamm die Relegation auf Grund des
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I¿ißt am 3. 12. eine Scnatssitzung mit
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schen Gruppe in der Innenstadt auf-
gelöst. Dabei wird ein völlig unbetei-
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hung cines neuen Gebäudes der Hoch-
schulc für Musik wird ein Spartakus-
Mitglied des Hauses verwicscn, weil es
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Büchcrtischvcrbot und vcrsucht vom 1.
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setzen, u. a. tauchen drei Kriminalpoli-
zisten in der Mensa auf und stellen die
Personalien von Büchertischverkäufern
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einen Profcssor in der Vorlesung auf-
gefordert, gcmeinsam mit den Studenten
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Verf aßte Studentenschalt aus den ASten geben. Sie müssen
weiterhin Instrumente bleiben, oder,
wo unter rechtem oder ultra,,linkem"
Einfluß, werden, die den Kampf um
die materiellen, sozialen und politi-
schen Interessen der Studenten or-
ganisieren. So können die verfaßten
Organe gerade unter den Studenten
an Vertrauen gewinnen, denen die
Notwendigkeit einer unabhängigen
Interessenorganisation noch nicht
einsichtig ist.
Bestehende Formen wie Vollver-
sammlungen, Fachschaften, Arbeits-
kreise und Projektgruppen von VV
und Fachschaft müssen gestärkt und
u. â. zur Or,ganisierung von Aktionen
für die gesetzliche Verankerung
selbständiger Interessenorgane
mit allen demokratischen Rechten
genutzt werden,. Verteidigung jedes
Rechts der AStenr, Beibehaltunrg der
Stud.entenparlamente. Durdrführun.g^
aiìgemeinér l¡1:ahien und BeitragslD
erhebu,ng in der Regie der Studen--
ten.

2. Nutzung der Möglichkeiten der Spre-
cherräte im Kampf um unabhängige
Organisation. Denn jede Möglichkeit,
jede Position muß genutzt werden,
um den Kampf für die verfaßte Stu-
dentenschaft weiterzutreiben - das
ist der Standpunkt des MSB Sparta-
kus. Hierbei können uns die Finanz-
und Sachmittel der Sprecherräte hel-
fen,. Mit jeder Einsctrränkung d,er
'Wirkungsrnöglichkeit könner¡ m,ehr
Studen,ten, von der Notwenidigkeit
gesetzlich verankerter, selbständiger
Interessenorgane überzeugt und für
ihre Durchsetzung aktiviert. werden.
Sprecherräte können also auch hel-
fen, noch nicht überzeugte Studenten
zu erreichen. Aus den Sprecherräten
dürfen keine Gegenasten entstehen,
allein entscheidend ist die Möstich-
keit, diese als Position ttir deriweifT'r
teren Kampf um die gesetzliche Ver-V
ankerung der ASten nutzbar zu ma-
chen. So ist es z. B. durchaus mög-
lich, dort, wo fortschrittliche Stu-
denten in die ASten gewählt wurden,
eine personelle Einheit von AStA-
Vertretern und Sprecherrat herzu-
stellen.

3. Bildung von Vereinen zur Verwal-
tung der Finanz- und Sachmittel der
ASten.
Dies ist notwendig zur Sicherung
und Kontrolle dèr Verwendung der
studentischen Beiträge und zur
Handlungsfähigkeit auf finanziellem
Gebiet. Größtmögliche Transparenz
für die Studenten, Entscheidungs-
und Kontrollmöglichkeiten durch
die gewählten Studentenvertreter
muß erreicht werden. FalJs es mög-
lich ist, sollen die vorhandenen Mit-
,tel vor d,em Zugriff der Kultus,büro-
kratie durch diese Vereine gesichert
werden.

Das Geld der Studenten soll nicht
dem CSU-Staat in die Hände fallen,
sondern für den weiteren Kampf ge-
nutzt werden. Keine ASten als Mit-
,glied,erverein,e, wie sie - von den
Herrschenden als Ersatz schon seit
Jahren den Studenten empfohlen,
nun von den Kathedersozialisten und

einigen maoistischen Sekten ange-
strebt werden. (Der ,,K"SV gründete
seinen ,,Studentenschaft e. V." schon
vor einem Jahr.) Mit solchen Ver-
einen ist das BHG faktisch durchge-
setzt und werden die ASten als all-
gemeine und umfassende.Interessen-
organisation der Studenten und ihre
gesetzliche Verankerung kampflos
preisgegeben.

Der MSB Spartakus schlägt allen bayii-
schen ASten vor, eine Urabstimmung
zu den verfaßten Organen im Sommer-
semester 19?4 durchzuführen.
Verbunden mit anderen Aktionen kann
durch die Urabstimmung die Bewegung
in der Studentenschaft gestärkt und
gleichzeitig eine große Wirkung in der
Bevölkerung erzielt werden. Ein macht-
volles Votum der Studenten kann den
Druck entwickeln, um im HRG und da-
mit auch im BHG die Verankerung
selbständiger, mit demokratischen
Rechten ausgestatteter Interessenorgane

durchzuÉetzen.
Noch im Januan¡Februar sollten ersteBeratungen iñ den esten unO fàcï]
schaften, in Studentenpartamenten u-nãauf Vollversarnrnlungen stattfindén.
In die Akti'onsberatungen wird derMSB Spartakus seine Vorschlâge ein_
bringen:

- Kein freiwilliger Rückzug aus den
ASten!

- Macht die ASten, Fachschaften und
Vollversammlungen zu Kampf instru_
menten für gesetzlich verankerte.
unabhängige verfaßte Studenten_
schaften mit allen demokratischen
Rechten!

Nr¡tzt drie Sprectrerräte als Sprachrohre
für einen starken A,StA!

- Für bundesweite Verankerung der
verf aßten Studentenschaft !

-.Vorwärts zvt Urabstimmung im
SS ?4!

Schleswis-Holstein

,,Bâyern für
Deutschland?"
Mit der Verabschiedung des bayerischen Hochschulgesetzes-(BHG) ¡m
November 1973 hat sich die CSU das Schnittmuster geschalfen, nacfr
dem den Hochschulen ¡n Bayern der Maßanzug nach Konzerngeschmack
verpaßt werden soll. E¡n Modell, das keineswegs auf die weiß-blauen
Grenzen beschränkt bleiben soll.

Nach dem Motto ,,Bayern für Deutsch-
land" sollen mit dem Hochschulrahmen-
gesetz in allen Hochschulen der Bun-
desrepublik:

- wesentliche Entscheidungen über In-
halte, Organisation und Finanzierung
von Forschung und Lehre, alle per-
sonellen Entscheidungen in die Kom-
petenz der staatlichen Bürokratie
kommen. Jede Entscheidung eines
Gremiums kann aufgehoben und von
d¡er I{.ultusbürokratie geregelt wer-
den;

- faktische Zwei-Drittel-Mehrheit der
Professoren in den Gremien schon
das Entstehen von Konflikten mit
der Staatsbürokratie ausschließen ;

- die Rektoren über ein Ordnungsrecht
verfügen, mit dem sie gleich Feudal-
herren jede Störung von Gesetz und
Or:dn,unig an ,Ort unrd Stelte m,it
der sofortigen Relegation (bis 21)
4 Semestern) ahnden können;

- die verfaßten Studentenschaften li-
quidiert und durch einen von ìlen
Gremienvertretern gewählten Spre-
cherrat ,,ersetzt" werden. Durch un-
mittelbare staatliche Finanzierung
Iammfromm gehalten, sollen die
Sprecher der Förderung von Sport
und Kultur frönen.

Im Mittelpunkt der Diskussion an den
Hochschulen in Bayern, in den ASten
und Fachschaften, unter den aktiven
Studenten steht gegenwärtig die Frage:
Wie können die verfaßten Studenten-
schaften gerettet werden? Nach dem
Willen von Maier & Co sollen sie mit
dem Stichtag l. Oktober lg?4 endgültig
ausgeschaltet werden.
Hier brauchen wir Erfolge. Gerade die
Kämpfe für ein materiell abgesichertes
Studium, für die BAFöG-Erhöhung be-
stätigen die Erfahrung der Studenten-
bewegung: Die Organe der verfaßten
Studentenschaft sind eine wirkungs-
volle Stütze, organisiertes Handeln ist
der Schlüssel zu Erfolgen, auch für die
Studenten.
Hier sind Erfolge auch möglich. So
konnte die CDU in BaWü nicht, wie
beabsichtigt, die verfaßte Studenten-
schaft einfach liquidieren, sondern
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mußte den Studenten zumindest ihre
gesetzliche Verankerung zugestehen. So
sind im Regierungsentwurf des HRG,
wenn auch kastrierte, verfaßte. Organe
der Studentenschaft als Reaktion auf
die starken studentischen Kämpfe vor-
gesehen.

Diese ersten Erfolge zeigen, daß es mög-
lich ist, die Liquidierungspläne der
CDU/CSU, die verfaßte Studenten-
schaft aus dem HRG zu katapultieren,
zrt durchkreuzen und die Veranke-
rung selbständiger Interessenorgane
mit allen Rechten durchzusetzen.
Jetzt klein beizu,geben, in,d,e'm man, die
Sprecherräte als Ersatz für die verfaßte
Studentenschaft akzeptiert oder sich
wie die Seminar,,marxisten" und die
maoistischen Sekten in,,Studenten-
schaft e. V.'s" zu flüchten, bedeutet vor
den Liquidatoreri der Organisationen
der Studenten zu kapitulieren und be-
deutende Möglichkeiten preiszugeben,
die gesetzliche Verankerung der AStèn
als einer wichtigen Kampfposition der
Studentenbewegung erfolgreich zu ver-
teidigen.
Wirkungsvoll die studentischen Organe
zu verteidigen heißt:
1. Keine Aufgabe der ASten, sondern

Kampf um ihre Verankerung im
HRG und damit im BHG. Deshalb
darf es keinen freiwilligen Rückzug

o

90% für die
Erhaltung
der
verfaßten
Studentelt-
schaft!

Kundgebung gegen die Vérabsehieilung des Bayrischen Hoehsctrulgesetzes am
28. November 1973,
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Mit ihrem reaktionären Landeshoch-
sctrulgesetz zwan,g die CDU-,Regierung
in Schleswig-Holstein die Studenten,, in
einer Urabstim,rnung in'l Dezemb,er 19?3
über den weiteren Bestand der verfaß-
ten Studenten,scl¡,aft zu entscheid,en.
Das Eigebnis war ein Schlag ins Konrtor
d,er Stolten,berg und B¡aun,! Mehr als 2/a

aller sdrleswig-holsteinisctren Studenten
stinamten rnit ,Ja", en,tsdried,en sic}r d,a-
mit für die organisüerte Vertretung ihrer
Interessen,, von denen, die an der Ab-
sti.mmung teilnahmen, waren das über
90 o/0.

Dieses Ergebnis stellt einen äußerst
widrtigen Erfoìg irn Kampf gegen die
HodlsdLr.¡lpolitik d,er CDU-Lan'desregie-
rung dar. Aber nadr wie vor gilt es,
die entsdreid,enden Essentials - un'ein-
geschränktes politisdres Mandat, Bei-
tragshoheit und, Satzungsautonomie -voll durd¡zusetzen. Das werden im
Sommersemester L974 sid¡er zentrale
Forderungen sein, die im Karnpf gegen
die SPD/FDP-Vorstellun'gen' zum. HRG
durchgesetzt werden müssen. Die Stu-
denten Sdrleswig-Holsteins haben ein,en
wichtigen Beitrag hierzu geleistet-
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